
18. Wahlperiode

Drucksache 18/2230
01.10.2019

Vorlage – zur Kenntnisnahme –

Leitlinien für die Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern an der räumlichen
Stadtentwicklung



Abgeordnetenhaus von Berlin
18. Wahlperiode

Seite 2 Drucksache 18/2230



 1 

Der Senat von Berlin        
StadtWohn I B - 
Tel.: 9(0)25-1202 
 
 
 
   An das  
 
   Abgeordnetenhaus von Berlin 
 
   über Senatskanzlei - G Sen - 
 
 
 
V o r l a g e 
 
-zur Kenntnisnahme – 
 
des Senats von Berlin 
 
über 
 
Leitlinien für die Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern an der räumlichen 
Stadtentwicklung 
--------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
 
Der Senat legt nachstehenden Bericht dem Abgeordnetenhaus zur Besprechung vor. 
 
Grundlage: 
Der Senat will partizipative Elemente bei der Entwicklung und der Umsetzung von 
Regierungshandeln ausbauen. 
Die Richtlinien der Regierungspolitik legen dazu fest: „Der Senat will die 
Bürgerinnen- und Bürgerbeteiligung als Prinzip der politischen Willensbildung fördern 
und die Stadtgesellschaft an der Entwicklung Berlins beteiligen. Es werden Leitlinien 
der Bürgerinnen- und Bürgerbeteiligung sowie eine Engagementstrategie des Senats 
aufgestellt und neue Formen und Formate der Kommunikation des Senats mit der 
Gesellschaft in Berlin entwickelt. Auf der Internetplattform „mein Berlin“ werden 
künftig alle Beteiligungsprozesse im Land Berlin gebündelt. Diese reichen von der 
Beteiligung der Bürgerinnen- und Bürgerbeteiligung bei der Planung von 
Infrastrukturprojekten, der Möglichkeit der direkten Einflussnahme durch Elemente 
der direkten Demokratie bis zur Sicherung der Mitverantwortung der Einwohnerinnen 
bei der Gestaltung der Stadtquartiere […], bei Bebauungsplanverfahren, bei 
Bürgerhaushalten und Kiezkassen.“ 
Vor diesem Hintergrund beabsichtigt die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und 
Wohnen neben den gesetzlich vorgeschriebenen „formellen Beteiligungsformen“ 
(z.B. Beteiligung an der Bauleitplanung nach Baugesetzbuch (BauGB)) die nicht 
gesetzlich geregelten Formen informeller Beteiligung als einen Bestandteil der 
Engagementstrategie des Senats auszubauen. 
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Der Senat hat hierzu am 11.04.2017 mit Beschluss S-312/2017 die Erarbeitung von 
Leitlinien für Bürgerbeteiligung für Projekte und Prozesse der räumlichen 
Stadtentwicklung beschlossen. 
 
 
Prozess: 
Als Prozessauftakt zur Erarbeitung der Leitlinien fand am 26. Juni 2017 ein 
Stadtforum mit dem Thema „Wie reden wir zukünftig über Stadtentwicklung?“ statt. 
Rund 650 Bürgerinnen und Bürger nahmen am Stadtforum Berlin teil. Ziel der 
Veranstaltung war, Erwartungen an Leitlinien für Bürgerbeteiligung zu erfragen, den 
vorgesehenen Arbeitsprozess vorzustellen und zur Bewerbung für das zu bildende 
Arbeitsgremium aufzufordern. 

Aus ca. 220 gültigen Bewerbungen wurden mittels quotierter Zufallsauswahl 12 
Bürgerinnen und Bürger sowie 12 Nachrückerinnen und Nachrücker ausgelost, um 
gemeinsam mit Vertreterinnen und Vertretern aus Politik und Verwaltung die 
Leitlinien in einem partizipativen Prozess mit der Stadtöffentlichkeit zu entwickeln. 

Als Vertrerinnen und Vertreter von Politik und Verwaltung wurden durch die 
Senatorin für Stadtentwicklung und Wohnen folgende Personen zur Teilnahme am 
Arbeitsgremium eingeladen: 

Frau Senatorin Regine Günther, vertreten durch Herrn Staatssekretät Stefan Tidow 
Frau Staatssekretärin Sawsan Chebli, vertreten durch Frau Abteilungsleiterin 
Maria-Luise Löper, 
Frau Bezirksbürgemeisterin Dagmar Pohle, 
Herr Bezirksstadtrat Ephraim Gothe, 
Herr Ulrich Lautenschläger, Arbeitskreis Quartiersmanagement 

 Frau Abgeordnete Bettina Dohmer (SPD-Fraktion) 
Frau Abgeordnete Katalin Gennburg (Fraktion Die Linke) 
Frau Abgeordnete Dr. Susanna Kahlefeld  (Fraktion Bündnis 90/Die Grünen) 
Herr Abgeodneter Stefan Evers (CDU-Fraktion) 
Herr Abgeordneter Stefan Förster (FDP-Fraktion) 
Herr Abgeordneter Harald Laatsch (AfD-Fraktion) 

Das Arbeitsgremium hat sich am 24.Oktober 2017 konstituiert. 

In insgesamt 18 Sitzungen hat das Arbeitsgremium den anliegenden Entwurf der 
„Berliner Leitlinien für die Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern an der 
räumlichen Stadtentwicklung“ (Anlage) erarbeitet. Das Gremium verfügte dabei über 
eine hohe Prozessautonomie. Es hat bereits zu Beginn des Prozesses an der 
Auswahl des begleitenden Dienstleisters für den Arbeitsprozess mitgewirkt und im 
Plenum oder vertreten durch seine Sprecherinnen und Sprecher die Dienstleister für 
das Arbeitsprogramm und die Kommunikation gesteuert. 

In den ersten Sitzungen bis März 2018 stand die Beratung des Arbeitsprozesses und 
die Information über vergleichbare Leitlinien anderer Städte im Vorgergrund. 

Am 19.03.2018 fand eine erste öffentliche Werkstatt statt. Ziel der Werkstatt, war es, 
zu erfahren, was der Stadtöffentlichkeit für die Berliner Leitlinien für Beteiligung von 
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Bürgerinnen und Bürgern an der Stadtentwicklung wichtig ist und welche Vorschläge 
sie für den weiteren Prozess und die kommenden Werkstätten haben. 

Zwischen April 2018 und Februar 2019 hat das Arbeitsgremium erste Entwürfe für 
Grundsätze und für Instrumente der Leitlinien erarbeitet. 

In zwei öffentlichen Werkstätten am 15.10.2018 und am 25.02.2019 wurden durch 
das Gremium die Entwürfe vorgestellt und um Anregungen dazu gebeten.  

Zu allen Werkstättten wurden parallel online-Beteiligungen durchgeführt. 

Auf der Grundlage einer Zielgruppenanalyse hat das Arbeitsgremium im März 2019 
vier nicht-öffentliche Zielgruppenwerkstätten mit den Zielgruppen Fachöffentlichkeit, 
Soziales, Wirtschaft und Verwaltung sowie Zivilgesellschaft durchgeführt. Auch hier 
wurden die Entwürfe vorgestellt und von den anwesenden Teilnehmerinnen und 
Teilnehmern aus ihren spezifischen Blickwinkeln kommentiert. 

In weiteren Sitzungen im April und Mai 2019 hat das Arbeitsgremium alle 
eingegangenen Kommentierungen, Anregungen und Stellungnahmen aus der 
Öffentlichkeits- und der Zielgruppenbeteiligung ausgewertet, diskutiert und die 
Entwürfe der Grundsätze und Instrumente überarbeitet. 

In seiner 18. Sitzung am 03.06. 2019 hat das Arbeitsgremium die nunmehr 
vorliegenden „Berliner Leitlinien für Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern an der 
räumlichen Stadtentwicklung“ beschlossen. 

Der Erarbeitungsprozess wurde über den gesamten Zeitraum durch eine 
verwaltungsinterne Koordinierungsrunde unter der Leitung der Abteilung I der 
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen kontinuierlich begleitet. Neben 
Verteterinnen und Vetretern der Senatskanzlei, der Senatsverwaltung für Umwelt, 
Verkehr und Klimaschutz und der Abteilungen der Senatsverwaltung für 
Stadtentwicklung und Wohnen, sind vor allem Vertreterinnen und Vertreter aus allen 
Berliner Bezirken maßgeblich beteiligt. In der Koordinierungsrunde wurden sowohl 
regelmäßig über den Arbeitsstand des Gremiums informiert und Entwurfsstände der 
Leitlinien diskutiert als auch Chancen und Grenzen der Umsetzbarkeit in der 
Verwaltung erörtert und in das Arbeitsgremium zurückgespiegelt. 

 

Ergebnisse: 
Die Leitlinien für Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern an der räumlichen 
Stadtentwicklung bestehen aus einer Präambel, einem Einführungstext mit wichtigen 
Informationen für alle Grundsätze und Instrumente, neun Grundsätzen und fünf 
Instrumenten. 

In der Präambel wird das Ziel der Leitlinien und ihr Wirkungsbereich beschrieben. Sie 
bilden einen Rahmen für die informelle Beteiligung, ergänzen damit gesetzliche 
Vorgaben. Sie sollen dauerhaft gelten und weiterentwickelt werden. 

Im Kapitel „Wichtiges für alle Grundsätze und Instrumente werden Begriffe erklärt, 
wie diese im Kontext der Leitlinien zu verstehen sind. Darüber hinaus wird erläutert, 
für welche Stufen der Beteiligung die Leitlinien gelten sollen. Der Schwerpunkt liegt 
hier im Spannungsfeld zwischen Mitwirkung und Mitentscheidung. 
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Die Grundsätze: 

• Gut miteinander umgehen 
• Bürger und Bürgerinnen in Beteiligungsprozessen stärken 
• Entscheidungsspielräume festlegen und darin Ergebnisoffenheit garantieren 
• Frühzeitig informieren und einbeziehen 
• Viele Verschiedene beteiligen 
• Für Information und Transparenz sorgen 
• Verbindlich Rückmeldung zu den Ergebnissen der Beteiligung geben 
• Ausreichend Budget und Ressourcen bereitstellen 
• Leitlinien begleiten, bewerten und weiterentwickeln 

sind als eine Handreichung dafür zu verstehen, wie erfolgreiche Beteiligung gelingen 
kann. 

Die Instrumente: 

• Anlaufstelle 
• Vorhabenliste 
• Anregung von Beteiligung 
• Beteiligungskonzept  
• Beteiligungsbeirat 

sollen die Umsetzung der Grundsätze ermöglichen. 

Die Einrichtung einer zentralen Anlaufstelle für Beteiligung und dezentraler 
Anlaufstellen in den Bezirken ist dabei von besonderer Bedeutung für den 
zukünftigen Erfolg von Beteiligung. Zugleich ist der Betrieb dieser Anlaufstellen 
ressourcenrelevant im Hinblick auf den Einsatz von Sach- und Personalmitteln (s.u.) 

Die Hauptaufgabe der zentralen Anlaufstelle ist es, Bürgerinnen und Bürger, 
Verwaltung, Politik und weitere Akteurinnen und Akteure, zum Beispiel aus 
Wirtschaft, organisierter Zivilgesellschaft und Initiativen durch Information, Beratung 
und Begleitung zum Thema Beteiligung bei Prozessen und Projekten der räumlichen 
Stadtentwicklung der betreffenden Senatsverwaltungen zu unterstützen. Die zentrale 
Anlaufstelle übernimmt für Bürgerinnen und Bürger eine Lotsenfunktion, um ihnen 
den Zugang zu Information und Mitwirkungsmöglichkeiten bei gesetzlich 
vorgeschriebenen und informellen Beteiligungsmöglichkeiten zu erleichtern. Die 
Anlaufstelle soll ihre Aufgaben und ihr Angebot aktiv öffentlich bekanntmachen und 
zur Beteiligung motivieren. Die Verantwortung für einzelne Beteiligungsprozesse 
bleibt jedoch bei den jeweils zuständigen Fachämtern der Verwaltung. 

Die Struktur der zentralen Anlaufstelle soll zu einem Teil aus Verwaltung und zu 
einem anderen Teil aus einem freien, gemeinnützigen Träger der Zivilgesellschaft 
gebildet werden (jeweils mit zwei Vollzeitstellen besetzt).  

Die Berliner Bezirke sollen eigene Anlaufstellen für Beteiligung oder vergleichbare 
Einrichtungen schaffen. In deren Ausgestaltung sind sie frei. Es soll eine 
Zusammenarbeit der zentralen Anlaufstelle mit bestehenden oder noch 
entstehenden bezirklichen Anlaufstellen stattfinden. 
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Zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben und zur Anmietung und Ausstattung von 
geeigneten Räumlichkeiten für die zentrale und die bezirklichen Anlaufstellen 
benötigen diese Sachmittel. 
Der genaue Wortlaut der Leitlinien ist der Anlage zu entnehmen. Die Texte sind 
allgemeinverständlich formuliert, da sie sich nicht nur an Politik und Verwaltung 
sondern an die gesamte Stadtöffentlichkeit wenden. Sie regeln Grundsätzliches und 
haben empfehlenden Charakter. Sie enthalten keine konkreten Vorgaben für das 
Verwaltungshandeln, -abläufe und -zuständigkeiten. 

 
Weiteres Vorgehen 
Umsetzungskonzept  

Die partizipative Erarbeitung der Leitlinien hat gezeigt, dass die allgemein gehaltenen 
Grundsätze und die Beschreibung der Instrumente noch nicht ausreichen, um: 

• Verwaltungsabläufe und –zuständigkeiten festzulegen, 
• den Arbeitsumfang einzugrenzen,  
• den Einsatz von Finanzmitteln und Ressourcen zu klären und  
• darüber hinaus das Zusammenwirken von Senats- und Bezirkverwaltungen 

abzustimmen. 

Daher soll in einem stringenten verwaltungsinternen Arbeitsprozess unter Beteiligung 
aller betroffenen Dienststellen und landeseigenen Unternehmen ein 
Umsetzungskonzept erarbeitet werden. Dafür wird eine begleitende Arbeitsgruppe 
bestehend aus Vertretungen aller planenden und bauenden Senatsverwaltungen, 
aller planenden und bauenden Ämter der 12 Bezirke sowie der Abteilungen des 
Hauses Stadtentwicklung und Wohnen gebildet, die in einer koordinierenden Runde 
und in Arbeitsgruppen tätig werden soll. Die bestehende verwaltungsinterne 
Koordinierungsrunde wird dafür erweitert. Die Arbeitsgruppen sollen Vorschläge für 
die Umsetzung der Instrumente erarbeiten, die dann in der ca. monatlich tagenden, 
koordinierenden Runde zu einem schlüssigen Gesamtkonzept zusammengeführt 
werden. 

Vertreterinnen und Vertreter des Arbeitsgremiums werden den Prozess begleiten. 

Für eine erfolgreiche Umsetzung der Leitlinien kommt es darauf an, dass die 
administrativen und partizipativen Strukturen gut zusammenwirken und die jeweilige 
Verantwortung (z.B. von Verfassungsorganen in der Abgrenzung zu den 
Anlaufstellen auf Senats- und Bezirksebene) allen Beteiligten gegenüber klar 
kommuniziert wird, ebenso die Abgrenzung zwischen gesetzlich vorgeschriebener 
und informeller Beteiligung. Teil der Handreichung soll auch eine transparente 
Einordnung der Leitlinien für die Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern an der 
räumlichen Stadtentwicklung in vorhandene Strukturen und bestehende Leitlinien der 
Beteiligung auf Senats- und Bezirksebene, aber auch seitens der landeseigenen 
Wohnungs-baugesellschaften sein. 

Das Umsetzungskonzept soll in Verbindung mit einem systematischen 
Gemeinwohlcheck darauf ausgerichtet werden, dass die in den Leitlinien 
vorgestellten Beteiligungsinstrumente nicht der Dominanz von Einzelinteressen 
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Vorschub leisten, sondern Gemeinwohlbezug und gesamtstädtische Ziele (wie z.B. 
Wohnungsbau) im Vordergrund stehen. 

Ziel ist es, den in der Praxis häufig auftretenden Zielkonflikten zwischen der 
stadtpolitisch notwendigen Umsetzung wichtiger Vorhaben (insbes. Wohnungsbau, 
Maßnahmen aus allen Bereichen der Infrastruktur, wie z. B. Schulbau oder ÖPNV-
Erschließung) und dem Willen einzelner Betroffener rechtzeitig zu begegnen und 
gemeinsam mit der Stadtöffentlichkeit Wege zu finden, um Vorhaben zu 
beschleunigen. 

Die Leitlinien sollen mit dem Instrument der Vorhabenliste, deren Umfang und 
Struktur mit der Erarbeitung des Umsetzungskonzeptes zu klären ist, den Rahmen 
für Transparenz und breite Information bieten. Dabei soll die Verhältnismäßigkeit von 
Aufwand und Nutzen gewahrt bleiben. 

Die Ausgestaltung der künftigen Anlaufstellen auf zentraler Ebene und in den 
Bezirken soll klar definiert werden, damit die Bürgerinnen und Bürger wissen an 
welche Stelle sie sich wenden können. Eine Beteiligung der Bezirke an der Planung 
und Strukturierung der Anlaufstellen ist vorgesehen. Desweiteren wird mit dem 
Umsetzungskonzept das Verhältnis zwischen den beiden Betreibenden der zentralen 
Anlaufstelle, bestehend aus Verwaltung und einem freien, gemeinnützigen Träger, 
geklärt. 

Beteiligung bietet die Chance, die Verwaltungskultur positiv weiterzuentwickeln da 
viele Themen und Prozesse im komplexen Gefüge einer Großstadt quer zu 
hierarchischen Abläufen und in übergreifender Kooperation bearbeitet werden 
müssen. Das muss sich auch auf die Instrumente auswirken. Ein besonderer 
Schwerpunkt soll daher im Rahmen des Umsetzungskonzepts auf die Unterstützung 
und Befähigung der zuständigen Beschäftigten in den Fachämtern gelegt werden, so 
wie dies als eine der Aufgaben für die Anlaufstelle in den Leitlinien formuliert ist. 

Insgesamt sollte das Umsetzungskonzept den Boden für eine kooperative 
Verwaltung bereiten und das Bild einer offenen, tatkräftigen Verwaltungskultur 
vermitteln. 

Im Ergebnis der gemeinsamen Erarbeitung unter Beteiligung aller planenden und 
bauenden Senatsverwaltungen sowie aller planenden und bauenden bezirklichen 
Fachämter soll das Umsetzungskonzept im zweiten Quartal 2020 fertiggestellt und 
danach dem Senat, dem Rat der Bürgermeister und dem Abgeordnetenhaus 
vorgelegt werden. 

 

 

Erste Maßnahmen für die Umsetzung von Instrumenten 

Noch im Jahr 2019 sollen erste Schritte zur Einrichtung einer zentralen Anlaufstelle 
für die Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern an der räumlichen Stadtentwicklung 
soweit vorbereitet werden, dass eine Umsetzung ab Wirksamwerden des 
Doppelhaushalts 2020/21 erfolgen kann. 

Parallel soll die Bildung eines Beirates für die Beteiligung von Bürgerinnen und 
Bürgern an der räumlichen Stadtentwicklung vorbereitet werden. Gemäß den 
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Leitlinien sind hierfür sechs Mitglieder aus den zuständigen Verwaltungen zu 
benennen, vier Mitglieder des Abgeordnetenhauses zu entsenden und ein 
Bewerbungsverfahren für acht Vertretungen aus der Bürgerschaft und sechs 
Vertretungen von Initiativen, Vereinen und Verbänden aus dem Bereich der 
Stadtentwicklung vorzubereiten. 

Für die Umsetzung der Instrumente Vorhabenliste, Anregung von Beteiligung und 
Beteiligungskonzept und die Konkretisierung der Instrumente Anlaufstelle und 
Beteiligungsbeirat werden durch das Umsetzungskonzept die weiteren 
Voraussetzungen geklärt. 

Angesichts der Vielzahl von Beteiligungsverfahren in Berlin ist es notwendig, 
konkrete und verbindliche Standards und Arbeitshilfen (Vordrucke, Prozessgrafiken 
für verschiedene Projekttypen, Checklisten, Kommunikationsmaterialien, 
Methodenblätter, etc.) zu entwickeln. Mit dem Umsetzungskonzept werden 
Voraussetzungen geschaffen und Zielsetzungen formuliert, um dies mittels der 
Instrumente Anlaufstelle, Beirat, Beteiligungskonzept weiterzuentwicklen, Damit soll 
die Handhabung der Beteiligungsinstrumente sowohl den Bürgerinnen und Bürgern 
als auch den Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Verwaltungen und Fachämtern 
sukzessive erleichtert werden.  

Die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen ist beauftragt, das 
Umsetzungskonzept zu erarbeiten, die Einrichtung einer zentralen Anlaufstelle zum 
Frühjahr 2020 vorzubereiten und einen Beteiligungsbeirat zu bilden. 

 
Rechtsgrundlage 
 
§ 10 Nr. 7 GO Sen, § 28 Abs. 1 GGO II 
 
Kostenauswirkungen auf Privathaushalte und / oder Wirtschaftsunternehmen 
 
Zusätzliche Kostenauswirkungen auf Privathaushalte und / oder 
Wirtschaftsunternehmen sind nicht zu erwarten, da sich Investoren bereits heute im 
Falle von Bebauungsplanverfahren und anderen informellen Planverfahren an den 
Kosten der Bürgebeteiligung auf der Grundlage des § 11 Baugesetzbuch beteiligen. 
 
Auswirkungen auf die Zusammenarbeit mit dem Land Brandenburg 
 
keine 
 
 
 
 
Auswirkungen auf den Haushaltsplan und die Finanzplanung 
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Die Erarbeitung des Umsetzungskonzeptes und die ersten Maßnahmen für die 
Umsetzung von Instrumenten im Jahre 2019 werden im Rahmen der 
Haushaltswirtschaft aus dem Doppelhaushalt 2018/2019 finanziert. 

Im Entwurf für den Doppelhaushalt 2020/2021 sind folgende Ansätze in Bezug auf 
die Umsetzung der Leitlinien enthalten: 

Kapitel 1210, Titel 53121 

Nr. 2. Betreiben der Anlaufstelle für Bürgerbeteiligung in der 
SenStadtWohn 

400.000 € 

Nr. 3. Betreiben der Anlaufstellen für Bürgerbeteiligung in den 
Bezirken 

1.800.000 € 

 

Die Mittel dienen zum Betrieb der oben beschriebenen Anlaufstellen für 
Bürgerbeteiligung in der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen und in 
den Bezirken.  
Die Mittel für die Anlaufstellen der Bezirke sollen im Wege der auftragsweisen 
Bewirtschaftung durch die Bezirke (Kalkulationsgrundlage: 150.000 € / Bezirk und 
Jahr) verausgabt werden. 
Kapitel 1210, Titel 4 28 01 
Für das Einrichten und Betreiben der zentralen Anlaufstelle der Senatsverwaltung für 
Stadtentwicklung und Wohnen sind darüber hinaus im Entwurf für den 
Doppelhaushalt 2020/2021 zwei Vollzeitstellen (1,0 E14 und 1,0 E13) berücksichtigt. 
 
Berlin, den 24.09.2019 
 

Der Senat von Berlin 
 
 
 
Müller        Lompscher 
.................................     ............................................. 
Regierender Bürgermeister    Senatorin für 
        Stadtentwicklung und Wohnen 
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Politische Grundlagen
Im Koalitionsvertrag hat die Berliner Regierungskoalition aus SPD, Linken und Grünen im Herbst 2016 
beschlossen, in einen verstärkten Dialog mit der Stadtgesellschaft zur Zukunft ʴerlins zu treten. Dieses 
Vorhaben wurde unter der Überschrift „Gutes Regieren und neue Beteiligungskultur“ in den Richtlinien der 
Regierungspolitik konkretisiert. Darin heißt es: 

„Der Senat will die ʴürger/innenbeteiligung als Prinzip der politischen Willensbildung fördern und die 
Stadtgesellschaft an der Entwicklung Berlins beteiligen. Es werden Leitlinien der Bürger/innenbeteiligung 
sowie eine Engagementstrategie des Senats aufgestellt und neue Formen und Formate der Kommunika-
tion des Senats mit der Gesellschaft in Berlin entwickelt. Auf der Internetplattform „meinBerlin“ werden 
künftig alle Beteiligungsprozesse im Land Berlin gebündelt. Diese reichen von der Beteiligung der Bür-
ger/innen bei der Planung von Infrastrukturprojekten, der Möglichkeit der direkten Einlussnahme durch 
Elemente der direkten Demokratie bis zur Sicherung der Mitverantwortung der Einwohner/innen bei der 
Gestaltung der Stadtquartiere.“

Die Erarbeitung von „Leitlinien für die Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern an Projekten und Prozessen 
der räumlichen Stadtentwicklung“ ist dabei ein ʴaustein der übergeordneten Engagementstrategie der 
Regierungskoalition zur Stärkung der ʴeteiligung insgesamt. 

Nach ʴeschluss des Senats von ʴerlin (Senatsvorlage-Nr. S-312/2017) vom 11. ʳpril 2017 wurde der Se-
natsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen die Erarbeitung der Leitlinien übertragen. Damit wurde 
der ʳrbeitsauftrag erteilt, mehr Transparenz herzustellen, Verbindlichkeit zu schafen und Prinzipien für 
ʴeteiligung zu entwickeln. Die nicht gesetzlich geregelten Formen der ʴeteiligung (informelle ʴeteiligung) 
sollen neben den gesetzlich vorgeschriebenen, formellen Formen (zum Beispiel die Beteiligung an der Bau-
leitplanung nach ʴaugesetzbuch) ausgebaut werden.

Ziele der Leitlinien
ʴeispiele aus anderen Kommunen zeigen, dass Leitlinien der ɹ ürgerinnen- und ɹ ürgerbeteiligung die kom-
munalen Mitgestaltungsmöglichkeiten der ʴevölkerung in transparenter Form strukturieren. Für ʴerlin 
wurden Leitlinien zunächst für Projekte und Prozesse der räumlichen Stadtentwicklung erarbeitet, wie sie 
in den Senatsverwaltungen für Stadtentwicklung und Wohnen sowie Umwelt, Verkehr und Klimaschutz 
bzw. in den planenden Bezirksverwaltungen umgesetzt werden. Folgende Ziele sollen dabei erreicht wer-
den: 

Leitlinien stärken die Demokratie
Über die Leitlinien werden ʴürgerinnen und ʴürger stärker in Projekte und Prozesse der räumlichen 
Stadtentwicklung einbezogen. So schafen die Leitlinien ein tieferes Verständnis für demokratische 
Prozesse und stärken langfristig die Demokratie. Die erarbeiteten Grundsätze bieten dafür ein Fundament.
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Leitlinien erleichtern den Dialog und die Kommunikation zwischen allen Beteiligten
Leitlinien signalisieren Gesprächsbereitschaft, schafen Transparenz im Umgang miteinander und zeigen 
Möglichkeiten der Mitsprache auf. So werden ʴürgerinnen und ʴürger, die organisierte Zivilgesellschaft, 
die Wirtschaft und Verbände stärker in Projekte und Prozesse der räumlichen Stadtentwicklung 
eingebunden. Insbesondere Gruppen, die sich bisher noch nicht einbringen, werden mit den Leitlinien zur 
Beteiligung motiviert. Das regeln die Beteiligungskonzepte, die festlegen, wie eine breite Teilnehmerschaft 
angesprochen werden kann.

Leitlinien machen Beteiligung für bedeutende Vorhaben zur Regel und moderieren Konlikte
Für Projekte von besonderer Bedeutung soll die Verwaltung von sich aus Beteiligung vorsehen. Beteiligung 
zu einem frühen Zeitpunkt kann Konlikte zu späteren Zeitpunkten verhindern, denn ʴeteiligung 
schaft gemeinsame Ergebnisse, auf die sich alle ʴeteiligten auch zu späteren Zeitpunkten berufen 
können. So können Konlikte frühzeitig moderiert werden. Dies gilt insbesondere für das Problem der 
Flächenkonkurrenz in ʴerlin: ʴeteiligung schaft die Möglichkeit, verschiedene ʳnsprüche frühzeitig breit 
zu diskutieren und Ergebnisse zu erarbeiten, die viele verschiedene Perspektiven einbeziehen. Wenn keine 
ʴeteiligung vorgesehen ist, regeln die Leitlinien die Möglichkeit, ʴeteiligung anzuregen.

Leitlinien sichern gute Qualität und einen systematischen Ablauf von Beteiligungsverfahren
Durch die Rahmensetzung zur regelmäßigen Erarbeitung von ʴeteiligungskonzepten helfen Leitlinien 
dabei, gute Beteiligungsverfahren zu entwickeln und umzusetzen. Darin sind die Frühzeitigkeit der 
Verfahren zu bedenken, Regeln für fairen Umgang festzulegen, der Gestaltungsspielraum zu benennen 
und die Beteiligungsergebnisse zurückzumelden. Beteiligungskonzepte sorgen dafür, dass die 
Ergebnisse der ʴeteiligung so aufbereitet werden, dass Politik und Verwaltung sie in ihre Planungs- und 
Entscheidungsprozesse eizient einbauen können.

Leitlinien machen Planungen und bauliche Vorhaben transparenter
Die Veröfentlichung von Planungen und von baulichen Vorhaben in einer öfentlichen Vorhabenliste auf 
meinʴerlin schaft Transparenz für Verwaltung, Politik und Stadtgesellschaft. Die Vorhabenliste ist für 
die angesprochenen öfentlichen Vorhaben verplichtend. Private Vorhaben können ebenfalls eingetragen 
werden. 

Über die einzurichtenden ʳnlaufstellen für Politik, Verwaltung, Zivilgesellschaft und Wirtschaft werden 
feste Kontaktstellen zu allen Fragen von ʴeteiligung geschafen.

Leitlinien verankern Beteiligung langfristig
Über den ʴeteiligungsbeirat wird ʴeteiligung dauerhaft verankert und relektiert. In ihm sind ʴürgerinnen 
und ʴürger aus verschiedenen Teilen der ʴevölkerung, Politik und Verwaltung sowie ʳkteure aus den ʴe-
reichen Wirtschaft, Soziales, Zivilgesellschaft, Umwelt, Menschen mit ʴehinderung und Migrantinnen und 
Migranten vertreten. Der ʴeirat begleitet die Umsetzung der Leitlinien auf lange Sicht, schlägt Verbesse-
rungen vor und garantiert einen langfristigen Evaluationsprozess.

Leitlinien halten dazu an, genügend Ressourcen für Beteiligung einzuplanen
Damit gute Beteiligung umgesetzt werden kann, müssen Mittel für Beteiligung eingeplant werden. 
Leitlinien geben Verwaltung und Politik ein Instrument an die Hand, Gelder und Personal für Beteiligung 
vorzuhalten.
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Erarbeitungsprozess der Leitlinien

Auftakt durch das Stadtforum
Auf der Grundlage der Formulierung des politischen Auftrages zur Erarbeitung der „Leitlinien für Betei-
ligung von ʴürgerinnen und ʴürgern an Projekten und Prozessen der räumlichen Stadtentwicklung“ hat 
die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen den zweijährigen ʳrbeitsprozess federführend 
koordiniert. Den ʳuftakt für die Stadtöfentlichkeit bildete ein Stadtforum am 26.  Juni 2017 unter dem 
Motto „ʴeteiligen! Wie reden wir zukünftig über Stadtentwicklung?“. Hier wurden ʳntworten zu acht zen-
tralen Fragen gesammelt: 1. Wie früh ist früh? 2. Worum geht es? 3. Wie erreiche ich viele Verschiedene? 
4. Was ist ix, was ist variabel? 5. Was passiert mit den Ergebnissen? 6. Was ist uns ʴeteiligung wert? 
7. Wie reden wir miteinander? und 8. Wer kann ʴeteiligung anregen und wie?
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Arbeitsgremium
Bildung des Arbeitsgremiums
Während des Stadtforums und danach wurde dafür geworben, sich für die ʳrbeit im ʳrbeitsgremium zu 
bewerben. Berliner Bürger und Bürgerinnen konnten sich für die Teilnahme bewerben. Aus 220 gültigen 
ʴewerbungen wurden zwölf ʴürgerinnen und ʴürger im Rahmen einer sogenannten quotierten Zufalls-
auswahl durch das unabhängige und darauf spezialisierte Unternehmen Trendish Insights GmbH ausge-
lost. Das Ziel dieser Zufallsauswahl war, mit der Verteilung von Geschlecht, ʳlter, Wohnbezirk und weite-
ren Merkmalen den ʴevölkerungsquerschnitt der Stadt grob zu spiegeln. Ein Mindestalter von 16 Jahren 
war vorgesehen. ʳus dieser Gruppe ausgeschlossen waren ʴeschäftigte des Landes ʴerlin sowie Mitglieder 
des Abgeordnetenhauses oder der Bezirksverordnetenversammlungen. 

Für jedes Mitglied aus der Gruppe der Bürgerinnen und Bürger wurde in der entsprechenden Kategorie eine 
Nachrückerin oder ein Nachrücker benannt. 

Zwölf weitere Vertreterinnen und Vertreter aus Politik und Verwaltung wurden benannt. Daraus entstand 
das 24-köpige ʳrbeitsgremium, dessen Mitglieder die Leitlinien erarbeitet haben. 

Beteiligte im Arbeitsgremium
Die folgenden Personen waren als Mitglied des Arbeitsgremiums an der Entwicklung der Leitlinien betei-
ligt. Die Liste umfasst mehr als 24 Personen, da sie sowohl die Vertreterinnen und Vertreter für die Sena-
torinnen bzw. die Staatsekretärin als auch die Nachrückerinnen und Nachrücker (als N gekennzeichnet) 
für ʴürger und ʴürgerinnen enthält. Die Namen folgen der alphabetischen Reihenfolge und nennen alle 
Personen, die teilgenommen haben. 

Bürger und Bürgerinnen Vertreterinnen und Vertreter aus Politik und Verwaltung

Herr Samuel Bischofberger 

Herr Martin Boßdorf 

Herr Heinz Brauer 

Herr Michael Ermisch (N) 

Frau Doris Giezewsky 

Herr Matthew Griin 

Frau Martina Hänel 

Frau Çağla Ilk 

Frau Pia Johne (N) 

Frau Dr. Sabine Kroner (N) 

Frau Kerstin Njoya 

Herr Timo Parente (N) 

Frau Dayhanna Rodriguez (N) 

Frau ʳnja Schmidt (N) 

Herr Werner Sitzer (N) 

Frau Heidrun Wischnewski 

Herr Norbert Wittich

Frau Staatssekretärin Sawsan Chebli (Senatskanzlei), 
vertreten durch Frau ʳbteilungsleiterin Maria-Luise Löper 
und Herrn Referatsleiter Friedemann Walther

Frau ʳbgeordnete ʴettina Domer (SPD-Fraktion)

Herr ʳbgeordneter Stefan Förster (FDP-Fraktion)

Frau ʳbgeordnete Katalin Gennburg (Fraktion Die Linke)

Herr Bezirksstadtrat Ephraim Gothe

Frau Senatorin Regine Günther (Senatsverwaltung für 
Umwelt, Verkehr und Klimaschutz) vertreten durch Herrn 
Staatssekretär Stefan Tidow

Frau Abgeordnete Dr. Susanna Kahlefeld   
(Fraktion ʴündnis 90/Die Grünen)

Herr ʳbgeordneter Harald Laatsch (ʳfD-Fraktion)

Herr Ulrich Lautenschläger, Sprecher des ʳrbeitskreises  
ʴerliner Quartiersmanagement-ʴeauftragter

Frau Senatorin Katrin Lompscher (Senatsverwaltung  
für Stadtentwicklung und Wohnen) vertreten durch Frau 
Abteilungsleiterin Beate Profé 

Frau Bezirksbürgermeisterin Dagmar Pohle
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Entstehung der Leitlinien für Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern  
an der Stadtentwicklung

Arbeitsweise
Aufgabe des Arbeitsgremiums war es, den Prozess zur Erarbeitung der Leitlinien zu gestalten, die Leitlinien 
in einem partizipativen Prozess mit der Stadtöfentlichkeit zu erarbeiten, Verbände und Interessenvertre-
tungen angemessen zu beteiligen und schließlich Vorschläge für die Umsetzung der Leitlinien zu entwi-
ckeln. Das Arbeitsgremium verfügte über eine hohe Prozessautonomie. 

Grundlage für die ʳrbeit war eine Geschäftsordnung, die am ʳnfang vom Gremium diskutiert und verab-
schiedet wurde. Darin wurden die Aufgaben des Gremiums, dessen Zusammensetzung, die Mitgliedschaft, 
die r mtszeit, r ufwandsentschädigungen für die Vertretenden aus der ɹ ürgerschaft sowie die Organisation 
und Arbeitsweise geregelt. 

Das ʳrbeitsgremium wählte aus seiner Mitte jeweils eine Vertretung aus der ʴürgerschaft und eine Ver-
tretung aus dem Bereich Politik und Verwaltung zu Sprecherinnen und Sprechern sowie entsprechende 
Stellvertreter und Stellvertreterinnen. Sie repräsentierten das Gremium nach außen und gestalteten den 
Prozess in Zusammenarbeit und mit Unterstützung der Dienstleistungsunternehmen aktiv mit.

Die Protokolle der Sitzungen wurden als Ergebnisprotokolle gefertigt, den Mitgliedern des Arbeitsgremi-
ums zur Kommentierung zur Verfügung gestellt und durch die Sprecherinnen und Sprecher abgenommen. 
Im ʳnschluss wurden diese auf meinʴerlin veröfentlicht. 

Zur internen Kommunikation des Gremiums und für die Zusammenarbeit der Mitglieder untereinander 
wurde eine Onlineplattform bereitgestellt, über die die Kommentierung von Texten und die gemeinsame 
Nutzung von Dokumenten ermöglicht wurden.
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Unterstützung durch Dienstleistungsunternehmen
Zur Unterstützung des Arbeitsgremiums und des gesamten Arbeitsprozesses wurden externe Dienstleis-
tungsunternehmen eingesetzt.

Nach ʳuswahl durch das ʳrbeitsgremium übernahmen die nexus GmbH – Institut für Kooperations- 
management und interdisziplinäre Forschung und die Planergemeinschaft für Stadt und Raum eG die 
inhaltliche ʴegleitung des Gremiums, die Vor- und Nachbereitung sowie die Moderation der Sitzungen und 
führten durch den Prozess.

Das Dienstleistungsunternehmen für Kommunikation sorgte in enger Abstimmung mit dem Referat für 
Öfentlichkeitsarbeit der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen dafür, den Prozess der Leit-
linienerarbeitung und dessen Ergebnisse über verschiedene Medien öfentlich zu machen, für Transpa-
renz zu sorgen sowie Bürgerinnen und Bürger zur Beteiligung zu aktivieren. Den Auftrag erhielt die ne-
xus GmbH in einer ʳrbeitsgemeinschaft mit der MediaCompany – ʳgentur für Kommunikation GmbH und  
Liquid Democracy e. V.

Ein weiteres Dienstleistungsunternehmen, die ʴSM-ʴeratungsgesellschaft für Stadterneuerung und Mo-
dernisierung mbH, unterstützte die Senatsverwaltung bei der Koordination und Organisation des Erarbei-
tungsprozesses.

Rolle der Verwaltung
Um den Erarbeitungsprozess der Leitlinien verwaltungsseitig zu koordinieren und alle notwendigen Or-
ganisationsbereiche einzubinden, hat die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen, Referat 
für Flächennutzungsplanung und stadtplanerische Konzepte, mit Prozessbeginn eine monatlich tagende,  
verwaltungsinterne Koordinierungsrunde gebildet. Eingebunden  wurden  Vertreterinnen und Vertreter der  
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen, der Senatsverwaltung für Umwelt, Verkehr und Kli-
maschutz, der Senatskanzlei und der Bezirksverwaltungen. Die Koordinierungsrunde diente einerseits der 
ʳbstimmung und Klärung des weiteren Verwaltungshandelns und andererseits der Weitergabe von Infor-
mationen und ʳnregungen zum Thema ʴeteiligung an die Dienstleistungsunternehen zur Wissensvermitt-
lung in das Arbeitsgremium. 

Arbeitsthemen in den Sitzungen
Das ʳrbeitsgremium hat sich am 24. Oktober 2017 zu seiner ersten und konstituierenden Sitzung ver-
sammelt und in insgesamt 18 Sitzungen die Leitlinien erarbeitet, wie sie als Volltext im zweiten Teil dieser 
ʴroschüre zu inden sind. 

In den ersten beiden dreistündigen Sitzungen im Oktober und November 2017 standen die Klärung  
des ʳrbeitsprozesses, der ʴeschluss einer Geschäftsordnung und die ʳuswahl geeigneter Dienst- 
leistungsunternehmen zur inhaltlichen, kommunikativen und organisatorischen Unterstützung des 
Prozesses im Vordergrund. 

In den Sitzungen von Dezember 2017 bis März 2018 hat sich das ʳrbeitsgremium zunächst mit Leitlinien 
verschiedener anderer Städte auseinandergesetzt, die für die Diskussion in ʴerlin besonders relevant er-
schienen, darunter ʴerlin-Mitte, Potsdam, Heidelberg, Stuttgart, Freiburg und Graz. Es hat sich außerdem 
mit den Leitlinien der landeseigenen Wohnungsunternehmen in ʴerlin und mit mehreren ʴeteiligungsbei-
spielen aus Berliner Stadtentwicklungsprojekten befasst. 

Zwischen April 2018 und Februar 2019 erarbeitete das Arbeitsgremium in neun weiteren dreistündigen 
Sitzungen erste Entwürfe der Grundsätze und der Instrumente, die in öfentlichen Werkstätten und 
Zielgruppenwerkstätten diskutiert wurden.



Öfentliche Werkstätten und Online-Dialoge
ʳm 19. März 2018 fand die erste öfentliche Werkstatt im Festsaal Kreuzberg statt. Ziel der Werkstatt war 
es zu erfahren, was der Stadtöfentlichkeit für die ʴerliner Leitlinien wichtig ist und welche Vorschläge sie 
für die ʴeteiligung in den kommenden Werkstätten hat. ʳnwesend waren ungefähr 300 Teilnehmende. 
Zusätzlich wurde eine Online-ʴeteiligung parallel zur Werkstatt durchgeführt.

Die Zwischenergebnisse zu den Grundsätzen und Instrumenten, die das ʳrbeitsgremium erarbeitet hatte, 
wurden auf zwei weiteren großen Werkstätten und online von einer breiten Öfentlichkeit diskutiert: In der 
zweiten öfentlichen Werkstatt am 15. Oktober 2018 im Vollgutlager in Neukölln hat das ʳrbeitsgremium 
die Entwürfe der Grundsätze und in der dritten öfentlichen Werkstatt am 25.  Februar  2019 im 
Veranstaltungsraum „von Greifswald“ im Prenzlauer Berg die Entwürfe der fünf Instrumente vorgestellt 
und um ʳnregungen dazu gebeten. Zu beiden Werkstätten waren jeweils ungefähr 200 Teilnehmende 
anwesend. Eine parallele Online-Kommentierung der Entwürfe auf meinʴerlin war hier ebenfalls möglich. 

Insgesamt gab es während des Erarbeitungsprozesses vier digitale ɹ eteiligungsprojekte mit sechs Modulen. 
Es wurden 187 ʴeiträge (Kommentare und Ideen) eingereicht und 256 ʴewertungen abgegeben.  

Die schriftlichen und ilmischen Dokumentationen der Werkstätten inden sich derzeit auf der Kampag-
nenseite zur Erarbeitung der Leitlinien (leitlinien-beteiligung.berlin.de/material) und später auf der Home-
page der Senatsverwaltung (stadtentwicklung.berlin.de/leitlinien).

Zielgruppenwerkstätten und fachliche Stellungnahmen
Darüber hinaus hat das ʳrbeitsgremium auf ʴasis einer Zielgruppenanalyse im März 2019 vier nichtöf-
fentliche Zielgruppenwerkstätten für die ʴereiche Fachöfentlichkeit, Soziales, Wirtschaft und Verwaltung 
sowie Organisierte Zivilgesellschaft durchgeführt. Den eingeladenen Vertretungen verschiedener Organi-
sationen, Initiativen und Institutionen wurden die Entwürfe vorgestellt und Gelegenheit zur Kommentie-
rung gegeben. Ziel war, dass diese Zielgruppenvertretungen ihr Wissen und ihre speziischen Erfahrungen 
aus ihrem jeweiligen Tätigkeitsfeld in die Leitliniendiskussion einbringen können.  

In der Sitzung mit der Zielgruppe Fachöfentlichkeit am 4. März 2019 beteiligten sich Vertreterinnen und 
Vertreter von Unternehmen und ʴüros, die sich professionell mit räumlicher Planung und ʴeteiligung be-
schäftigen, sowie Vertreter und Vertreterinnen von entsprechend fachlich orientierten ʴerufsverbänden, 
Kammern, Forschungseinrichtungen und Interessenverbänden. Inputvorträge wurden dabei vom Deut-
schen Städtetag, der ɹ erliner r rchitektenkammer und vom ɹ eteiligungsdienstleister Zebralog eingebracht. 

In der Sitzung mit der Zielgruppe Soziales am 6. März 2019 beteiligten sich Vertreterinnen und Vertreter 
von Migrantenvereinigungen, Mieterräten, ʴehindertenverbänden, ʴildungseinrichtungen, bezirklichen 
Kinder- und Jugendbeteiligungsbüros und den ʴerliner Quartiersmanagement-ʴeauftragten. Hier wurden 
Inputvorträge vom ʳrbeitskreis ʴerliner Quartiersmanagement-ʴeauftragter, von der Drehscheibe Kin-
der- und Jugendbeteiligung, vom ʴeauftragten für Menschen mit ʴehinderung des ʴezirksamtes Treptow-
Köpenick sowie vom Verein moveGlobal gehalten.

In der Sitzung mit der Zielgruppe Wirtschaft und Verwaltung am 19. März 2019 beteiligten sich Vertreterinnen 
und Vertreter von städtischen Wohnungsbaugesellschaften, privaten Wohnungsbauunternehmen, Woh-
nungsbauverbänden, bezirklichen sozialraumorientierten Planungskoordinationen, bezirklichen Stadt- 
planungsämtern, bezirklichen Ämtern für Wirtschaftsförderung,  den Senatsverwaltungen für Stadtent- 
wicklung und Wohnen sowie für Wirtschaft, Energie und ʴetriebe. Für die Inputvorträge waren bei dieser 
Veranstaltung das Stadtentwicklungsamt des ʴezirkes Treptow-Köpenick, die sozialraumorientierte Pla-
nungskoordination des ʴezirkes ʴerlin-Mitte, der ʴʴU – Verband ʴerlin-ʴrandenburgischer Wohnungs- 
unternehmen e. V. und der Dachverband infrest e. V. eingeladen worden. 
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In der Sitzung mit der Zielgruppe Organisierte Zivilgesellschaft am 27. März 2019 beteiligten sich Vertrete-
rinnen und Vertreter zivilgesellschaftlicher Initiativen, Vereine und Stiftungen mit einem Schwerpunkt auf 
Stadtentwicklung, Naturschutz und Demokratie. Die Inputbeiträge kamen von der Stiftung Zukunft ʴerlin, 
dem Verein Changing Cities, dem ʴUND und von Mehr Demokratie e. V.

Die schriftlichen Dokumentationen der Werkstätten sind online auf der Kampagnenseite zur Erarbeitung 
der Leitlinien (leitlinien-beteiligung.berlin.de/material) und später auf der Homepage der Senatsverwal-
tung (stadtentwicklung.berlin.de/leitlinien) verfügbar. 

Im Zuge der Zielgruppenwerkstätten wurden schriftliche Stellungnahmen aus folgenden Verwaltungen 
verfasst und in die Leitliniendiskussion eingebracht:

•    gemeinsame Stellungnahme der bezirklichen Stadtplanungsämter vom 28. Februar 2019,

•    Stellungnahme des Fachfrauenbeirates der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen  
vom 20. März 2019, 

•    Stellungnahme der Wohnungsbauleitstelle bei der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und 
Wohnen vom 16. ʳpril 2019,

•    gemeinsame Stellungnahme der bezirklichen Umwelt- und Naturschutzämter vom 8. Mai 2019.

Abschlusssitzungen des Arbeitsgremiums 
Die ʳnregungen und Kommentare aus den öfentlichen Werkstätten und Zielgruppenwerkstätten wurden 
vollständig dokumentiert und auf dieser ʴasis in einem aufwendigen Verfahren inhaltlich geordnet und 
priorisiert. In zwei fünfstündigen Sitzungen im April und Mai 2019 hat das Arbeitsgremium die Anregun-
gen und Kommentare diskutiert und die Entwürfe der Grundsätze und Instrumente überarbeitet.

In seiner 18. Sitzung am 3. Juni 2019 wurden die nunmehr vorliegenden „Leitlinien für ʴeteiligung von 
Bürgerinnen und Bürgern an der Stadtentwicklung“ durch das Arbeitsgremium bei 18 Anwesenden mit 16 
Stimmen und zwei Enthaltungen beschlossen.

Leitlinien — Entstehung der Leitlinien
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Die Leitlinien enthalten drei Abschnitte:

Der erste ʳbschnitt umfasst eine Präambel und allgemeine Einleitungstexte mit wichtigen Informationen.  
Der zweite ʳbschnitt enthält neun Grundsätze. Im dritten ʳbschnitt inden sich die fünf Instrumente, die 
zur Umsetzung dieser Leitliniengrundsätze entwickelt wurden: (1) Vorhabenliste, (2) ʳnlaufstellen für ʴe-
teiligung, (3) ʴeteiligungsbeirat, (4) ʴeteiligungskonzept und (5) ʳnregung von ʴeteiligung.

Im folgenden Kapitel werden die drei Leitlinienabschnitte kurz und allgemein beschrieben. Der Volltext der 
Leitliniengrundsätze und -instrumente ist dem zweiten Teil der ʴroschüre zu entnehmen. 

Präambel und Einleitungstext
Die Präambel beschreibt, dass die Leitlinien einen Rahmen für die ʴeteiligung von ʴürgern und ʴürgerin-
nen setzen sollen, um damit gute Lösungen für Prozesse und Projekte der räumlichen Stadtentwicklung zu 
inden. Sie dienen dazu, Standards für die gesetzlich nicht geregelten Formen der ʴeteiligung (informelle 
ʴeteiligung) zu schafen. 

Das Kapitel „Wichtiges für alle Grundsätze und Instrumente“ klärt die beiden ʴegrife ʴürgerinnen und 
Bürger sowie Verbindlichkeit und geht auf Anforderungen der Leitlinien in Bezug auf die Themen Barrie-
refreiheit, Interkulturelle Kommunikation sowie Kinder- und Jugendbeteiligung ein. Ein weiterer ʳbschnitt 
klärt die Einordnung der Leitlinien in Formen und Stufen der ʴeteiligung.

12

Zusammenfassung der Ergebnisse



Leitlinien — Ergebnisse: allgemeine Darstellung
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Grundsätze
Die neun Grundsätze setzen allgemeine Standards, nach denen sich ʴeteiligung richten soll.  
Sie umfassen folgende Aussagen:

1. Gut miteinander umgehen

2. ʴürgerinnen und ʴürger in ʴeteiligungsprozessen stärken

3. Entscheidungsspielräume festlegen und darin Ergebnisofenheit garantieren

4. Frühzeitig informieren und einbeziehen

5. Viele Verschiedene beteiligen

6. Für Information und Transparenz sorgen

7. Verbindlich Rückmeldung zu den Ergebnissen der Beteiligung geben

8. Ausreichend Budget und Ressourcen bereitstellen

9. Leitlinien begleiten, bewerten und weiterentwickeln

Instrumente

Anlaufstellen für Beteiligung
Die Leitlinien empfehlen, eine zentrale Anlaufstelle auf Landesebene und Anlaufstellen in den Bezirken 
einzurichten. 

Die zentrale ʳnlaufstelle ist als Kooperationsprojekt eines zivilgesellschaftlichen Trägers und der Senats-
verwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen gedacht. 

Um die ʳnlaufstelle sinnvoll betreiben zu können, sind eine gleichgewichtige Personalausstattung für 
Verwaltung und Träger sowie entsprechende Räumlichkeiten, ʳusstattungen bzw. Sachmittel erforder-
lich. Dazu gehören die ʳnmietung eines öfentlichen, zentral gelegenen und gut angebundenen Veran-
staltungsraumes mit angegliedertem ʴüro mit kundenfreundlichen Öfnungszeiten für Veranstaltungen, 
Sitzungen und Ausstellungen. 

Das Team der zentralen Anlaufstelle übernimmt eine Lotsenfunktion zum Thema Beteiligung für alle an 
ʴeteiligung Interessierten. Es informiert, berät und vernetzt zum Thema ʴeteiligung an Prozessen und 
Projekten der räumlichen Stadtentwicklung, verantwortet die Erstellung und Plege der Vorhabenliste, 
unterstützt Bürgerinnen und Bürger bei der Anregung von Beteiligung und bei deren Selbstorganisation, 
hilft bei der Organisation von Weiterbildungen und kooperiert mit den bezirklichen ʳnlaufstellen. Darüber 
hinaus ist das Team für die organisatorische und kommunikative Begleitung des Beteiligungsbeirats ver-
antwortlich. 

Das Land ʴerlin fördert die Einrichtung bezirklicher ʳnlaufstellen, die ähnliche ʳufgaben haben.

Vorhabenliste
Durch die Vorhabenliste werden die ɹ ürgerinnen und ɹ ürger frühzeitig und verständlich über laufende und 
zukünftige Prozesse und Projekte der räumlichen Stadtentwicklung der Senatsverwaltungen informiert. 
Sie ist auch ofen für Projekte der ʴezirke und privater ʴauträger. Die Vorhabenliste entsteht auf der 
Plattform meinBerlin und ist insgesamt ein wichtiges Element für die Herstellung von Transparenz. 
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Der Text des Instrumentes geht auf den ʳufbau von Organisationsstrukturen zur Einrichtung von 
Vorhabenlisten in den für ɹ eteiligung verantwortlichen Fachabteilungen auf Landes- und ɹ ezirksebene ein. 
Darüber hinaus werden konkrete Kriterien genannt, die festlegen, welche Vorhaben auf der Vorhabenliste 
aufgeführt und welche Informationen für die Vorhaben zur Verfügung gestellt werden sollen. In die 
Liste werden Vorhaben aufgenommen, für die Beteiligung vorgesehen ist, und auch solche, für die keine 
Beteiligung geplant ist. 

Anregung von Beteiligung bei Vorhaben des Landes und der Bezirke
Für Vorhaben der räumlichen Stadtentwicklung des Landes und der ɹ ezirke, die von besonderer ɹ edeutung 
sind, für wegweisende Zukunftsplanungen oder für große gesamtstädtische Planungen soll die Verwal-
tung von sich aus Beteiligung vorsehen und im Budget entsprechend einplanen. 

Für Projekte, für die in der Vorhabenliste von der Verwaltung bisher keine Beteiligung vorgesehen ist, 
können ʴürger und ʴürgerinnen ʴeteiligung anregen. ʴeteiligung kann für Projekte ohne gesetzlich vor-
geschriebene ʴeteiligung angeregt, zusätzliche ʴeteiligung für gesetzlich vorgeschriebene ʴeteiligung ini-
tiiert werden. Dies erfolgt formlos und über die zuständigen Fachämter oder die zentrale ʳnlaufstelle bzw. 
bezirkliche ʳnlaufstellen. Der Text des Instruments informiert über mögliche ʳntragsteller, über ʳntrags- 
und Entscheidungswege sowie einzuhaltende Fristen.

Beteiligungskonzept
Das fünfte Instrument Beteiligungskonzept nennt Grundlagen für die Gestaltung und Vorgehensweise von 
ʴeteiligung in Projekten der räumlichen Stadtentwicklung und ist für alle ʳkteurinnen und ʳkteure ver-
bindlich. Die Verantwortung für die Erstellung und Umsetzung liegt bei der für das Projekt zuständigen 
Verwaltung. Der Text des Instruments informiert darüber, welche Angaben ein Beteiligungskonzept um-
fassen sollte.

Beteiligungsbeirat
Die Leitlinien empfehlen die Einrichtung eines Beteiligungsbeirates. Der Beirat soll sich fortlaufend über 
die Erfahrungen mit der Umsetzung der Leitlinien austauschen, bei Bedarf Empfehlungen zur Beteiligung 
bei geplanten oder laufenden Projekten geben und die Weiterentwicklung der Leitlinien begleitend bera-
ten. Die ʳnlaufstelle ist dabei für die organisatorische und kommunikative ʴegleitung des ʴeirates zustän-
dig. Die ungefähr viermal im Jahr stattindenden Sitzungen des ʴeirates sind öfentlich. 

Der 24-köpige ʴeirat setzt sich zusammen aus sechs ernannten Personen aus der Verwaltung und 
aus vier ernannten Mandatsträgern und Mandatsträgerinnen verschiedener Fraktionen des ʴerliner 
ʳbgeordnetenhauses. Des Weiteren werden acht ʴürgerinnen und ʴürger sowie sechs Vertreterinnen 
und Vertreter aus Initiativen, Vereinen und Verbänden nach ʴewerbung und qualiizierter Zufallsauswahl 
ausgelost. 

Der Text des Instruments enthält weitere detaillierte ʳngaben zur Zusammensetzung sowie zu ʳufgaben 
des ʴeirates und geht näher auf die ʳrbeitsweise des ʴeirates ein.



Leitlinien — Ausblick
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Ziel der Erarbeitung der Leitlinien durch ein trialogisch besetztes Arbeitsgremium war es, in einem partizi-
pativen ʳrbeitsprozess eine allgemein verständliche Handreichung für ʴeteiligungsprozesse in der räum-
lichen Stadtentwicklung zu entwickeln. Ofene Fragen zur Umsetzung der Leitlinien durch die Verwaltung 
bezogen auf ʳrbeitsumfang, Verfahrenswege, Zuständigkeiten, Finanzierung auf Landes- und bezirklicher 
Ebene und Personaleinsatz werden in einem Umsetzungskonzept zwischen Herbst 2019 und Sommer 2020 
erarbeitet. Die bestehende verwaltungsinterne Koordinierungsrunde soll dafür erweitert und in Arbeits-
gruppen tätig werden. Für jedes der fünf Instrumente soll eine ʳrbeitsgruppe gebildet werden, die sich aus 
Vertreterinnen und Vertretern der planenden und bauenden Verwaltungen der Landesebene und der zwölf 
ʴezirke zusammensetzt. Die ʳrbeitsstrukturen sollen im Spätsommer 2019 eingerichtet werden. Vertrete-
rinnen und Vertreter des Arbeitsgremiums werden den Prozess begleiten und darauf achten, dass bei der 
Erarbeitung des Umsetzungskonzepts der Anspruch der Leitlinien gewahrt bleibt. 

Erste Schritte der Umsetzung werden im zweiten Halbjahr 2019 vorbereitet, sodass mit der Umsetzung 
begonnen werden kann, wenn die dafür vorgesehenen Haushaltsmittel im Doppelhaushalt 2020/21 zur 
Verfügung stehen. Wichtigster Schritt zur Umsetzung sind die Vorbereitungen zur Einrichtung der zentra-
len Anlaufstelle und zur Bildung des Beteiligungsbeirates. 

Nicht nur für Anlaufstelle und Beteiligungsbeirat, sondern auch für die anderen drei Instrumente Betei-
ligungskonzept, ʳnregung von ʴeteiligung und Vorhabenliste und die Grundsätze ist es wichtig, diese in 
der Praxis anzuwenden, zu erproben und dabei gegebenenfalls anzupassen. Die Leitlinien verstehen sich 
in diesem Sinne als lernendes Instrument. Die Anwendung der Leitlinien soll helfen, einen Kulturwandel im 
Bereich Beteiligung herbeizuführen.

Ausblick
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Präambel 
Ziel der Leitlinien für die ʴeteiligung von ʴürgerinnen und ʴürgern an der räumlichen Stadtentwicklung ist 
es, eine ʴeteiligungskultur in Verwaltung, Politik, Wirtschaft und ʴürgerschaft zu fördern.

Die Leitlinien sollen einen Rahmen für die Beteiligung von Bürgern und Bürgerinnen setzen, um damit gute 
Lösungen für Prozesse und Projekte der räumlichen Stadtentwicklung, einschließlich ihrer ʳuswirkungen, 
zu inden.

Die Leitlinien dienen dazu, Standards für die gesetzlich nicht geregelten Formen der Beteiligung („infor-
melle ʴeteiligung“) zu schafen und die vorgeschriebene ʴeteiligung nach gesetzlichen Vorgaben, wie zum 
ʴeispiel dem ʴaugesetzbuch (ʴauGʴ), zu ergänzen. ʴei der „informellen ʴeteiligung“ soll sich die ʴeteili-
gung an den hier aufgestellten Grundsätzen und Instrumenten der Leitlinien orientieren. Informelle ʴetei-
ligung indet zwar im ʳllgemeinen bei gesetzlich nicht geregelten Planungen („informellen Planungen“) 
statt, sie kann aber auch im Rahmen von gesetzlich geregelten Planungen („formellen Planungen“), wie 
zum ɹ eispiel ɹ auleitplanverfahren oder Planfeststellungsverfahren, in Ergänzung zu den gesetzlich vorge-
schriebenen Beteiligungsprozessen durchgeführt werden.

Die Leitlinien gelten für Prozesse und Projekte der räumlichen Stadtentwicklung, die die ʴerliner Senats-
verwaltungen durchführen. Sie können auch bei Prozessen und Projekten der ɹ ezirke angewendet werden. 
Sie gelten nicht für andere Prozesse und Projekte, wie zum Beispiel die des Bundes oder von Privaten. 
Jedoch sollen Politik und Verwaltung diese motivieren, die Leitlinien anzuwenden. 

ʴerlin will Prozesse und Projekte der räumlichen Stadtentwicklung möglichst schnell voranbringen. 
Dabei sollen auch vielfältige Interessen berücksichtigt und die Stadtöfentlichkeit beteiligt werden. Diese 
Beteiligung braucht einerseits Zeit. Sie beschleunigt aber andererseits auch Prozesse und Projekte, da 
Interessen frühzeitig geäußert und diskutiert werden können. Damit lassen sich spätere Verzögerungen 
vermeiden und langfristig getragene gemeinwohlorientierte Lösungen umsetzen. 

Die Leitlinien für ʴeteiligung von ʴürgerinnen und ʴürgern an der räumlichen Stadtentwicklung gelten 
dauerhaft und sind nicht an eine Wahlperiode gebunden. Sie werden regelmäßig geprüft und bei ʴedarf 
weiterentwickelt.

Leitlinien für Beteiligung von Bürgerinnen 
und Bürgern an Projekten und Prozessen 
der räumlichen Stadtentwicklung
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Wichtiges für alle Grundsätze und Instrumente
Die Leitlinien enthalten Grundsätze für ʴeteiligung sowie Instrumente, die zur Umsetzung dieser Grund-
sätze beitragen sollen. Dabei gibt es einige übergreifend wichtige Erläuterungen und ʳnforderungen, die 
für alle Grundsätze und Instrumente ʴedeutung haben. Sie werden hier aufgeführt.

Bürgerinnen und Bürger
Mit dem ʴegrif „ʴürgerinnen und ʴürger“ sind in diesen Leitlinien alle Menschen gemeint, die in ʴerlin 
wohnen oder an der räumlichen Entwicklung ʴerlins interessiert sind, wie zum ʴeispiel Einwohner und Ein-
wohnerinnen, Gewerbetreibende, Selbstständige, abhängig ʴeschäftigte, ehrenamtlich Tätige, Mieterinnen 
und Mieter, Eigentümer und Eigentümerinnen sowie Pächterinnen und Pächter von Immobilien. ʳusdrück-
lich sind damit auch Menschen unterschiedlichen Alters und aller Geschlechter gemeint. Die Leitlinien befol-
gen in der Formulierung den Leitfaden für eine gendergerechte Sprache der Berliner Verwaltung. 

ʴürger und ɹ ürgerinnen können von Prozessen und Projekten der räumlichen Stadtentwicklung unmittelbar 
betrofen sein, wenn diese sie in ihrem ʳlltagsleben oder ihrer ʳrbeit beeinlussen. Die direkt und 
unmittelbar betrofenen ʴürgerinnen und ʴürger sollen deshalb beteiligt werden. ʳber auch die Interessen 
von indirekt ʴetrofenen sollen bei ʴeteiligung berücksichtigt werden. Ein ʴeispiel ist die ʴebauung freier 
Flächen in der Stadt. Nicht nur die direkt und unmittelbar betrofenen ʴürger und ʴürgerinnen aus der 
Nachbarschaft sollen sich beteiligen, sondern auch die indirekt ʴetrofenen, die zum ʴeispiel gegenwärtig 
oder zukünftig Wohnraum suchen oder schafen wollen. Daher sind ʴeteiligungsprozesse in der Regel für 
alle Interessierten ofen.

Verbindlichkeit
Die Leitlinien orientieren sich an einem umgangssprachlichen und nicht an einem juristischen Verständnis 
von „Verbindlichkeit“. Demnach sind Empfehlungen von Bürgerinnen und Bürgern ernst zu nehmen. Die 
Entscheidung über die Annahme und Umsetzung von Empfehlungen liegt jedoch bei den Entscheidungs-
trägern und Entscheidungsträgerinnen in den Senatsverwaltungen und dem ʳbgeordnetenhaus sowie bei 
den ʴezirksämtern und ʴezirksverordnetenversammlungen. Die ʴürgerinnen und ʴürger sollen aber ver-
bindlich eine Rückmeldung dazu erhalten, welche ihrer Empfehlungen berücksichtigt oder nicht berück-
sichtigt wurden. Werden Empfehlungen nicht aufgenommen, wird dies begründet.

Barrierefreiheit
ʴei ʴeteiligung ist darauf zu achten, dass grundsätzlich der gesamte Prozess inklusiv und barrierefrei im 
Sinne der UN-ʴehindertenrechtskonvention gestaltet ist. ʴarrierefreiheit ist nicht nur für Menschen mit 
Behinderung, sondern für alle Menschen wichtig. Denn jeder Mensch kann in die Situation kommen, auf 
ʴarrierefreiheit angewiesen zu sein. r lle Veranstaltungsorte und -räume, auch die digitalen, müssen barri-
erefrei auindbar, zugänglich und nutzbar sein. Dabei sollen alle Informationen barrierefrei zur Verfügung 
gestellt werden. Das kann zum ʴeispiel über verständliche Sprache, ʳudiodeskription oder Gebärdendol-
metschen erreicht werden. ʴei Veranstaltungen soll auf die unterschiedlichen Teilhabemöglichkeiten von 
Menschen mit ʴehinderungen geachtet werden (zum ʴeispiel ʳssistenz anbieten). Das alles soll bereits bei 
der Planung jedes Beteiligungsschrittes berücksichtigt werden. Menschen mit Behinderungen sind auch in 
die ʴewertung des Gesamtprozesses einzubeziehen, damit die Wirksamkeit von inklusiven und barriere-
freien Maßnahmen beurteilt werden kann. Barrierefreiheit wird jeweils nach dem anerkannten Stand der 
Technik und Verfahren deiniert. 

Leitlinien — Wichtiges für alle Grundsätze und Instrumente
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Interkulturelle Kommunikation 
Kommunikation ist immer mit dem jeweiligen kulturellen Hintergrund und Kontext einer Person ver-
bunden. Das heißt, dass Kommunikation durch die Region, aus der Menschen kommen, aber auch durch 
Gruppenzugehörigkeit oder Kultur geprägt ist. Die ʴerliner ʴevölkerung zeichnet sich durch eine große 
kulturelle Vielfalt aus. Vor diesem Hintergrund sind bei der Planung und Durchführung von Beteiligung in-
terkulturelle Aspekte einzubeziehen, um mit geeigneten Methoden der Information, Moderation, Diskussi-
on und Dokumentation eine ɹ eteiligung unterschiedlicher ɹ evölkerungsgruppen der Stadt zu ermöglichen.

Kinder- und Jugendbeteiligung
Räumliche Stadtentwicklung betrift die Zukunft und damit besonders auch Kinder und Jugendliche. Das 
Land ʴerlin bietet bereits vielfältige Möglichkeiten der Kinder- und Jugendbeteiligung in verschiedenen 
ʴereichen an. Die Perspektive von Kindern und Jugendlichen soll auch bei der ʴeteiligung in Prozessen und 
Projekten der räumlichen Stadtentwicklung ʴeachtung inden. Dafür sind ʴeteiligungsmethoden vorzuse-
hen, die für Kinder und Jugendliche ansprechend und geeignet sind. ʳuch Kinder- und Jugendparlamente 
und Vertretungen von Schülern und Schülerinnen können einbezogen werden. Insgesamt ist die Kinder- 
und Jugendbeteiligung zu stärken. 

Verschiedene Formen und Stufen von Beteiligung
In der Demokratie lassen sich verschiedene Formen der Beteiligung unterscheiden. Erstens existieren re-
präsentative Formen durch ʴeteiligung an Wahlen in Parlamente. Zweitens gibt es direkte Formen durch 
Beteiligung an Bürgerbegehren und Bürgerentscheiden auf kommunaler Ebene (in Berlin: die Bezirke be-
trefend) und Volksbegehren und Volksentscheiden auf Landesebene (in ɹ erlin: das Land ɹ erlin betrefend).  
Dabei trefen ʴürgerinnen und ʴürger unmittelbar eine Entscheidung. Drittens bestehen dialogorien-
tierte konsultative Formen der Beteiligung. Diese beinhalten die Bereitstellung von Informationen, den 
ʳustausch und das ʳbwägen von ʳrgumenten in Diskussionen und die Entwicklung von Empfehlungen. 
Viertens gibt es demonstrierende oder protestierende Formen der Beteiligung, das heißt auch Beteiligung 
durch soziale Initiativen und Bewegungen sowie fünftens ehrenamtliche Formen durch bürgerschaftliches 
Engagement. Die verschiedenen Formen von ʴeteiligung werden häuig auch miteinander kombiniert. Zur 
Klärung von Vorschlägen kann es zum ʴeispiel in Einzelfällen auch auf Initiative des Landes oder der 
ʴevölkerung zu einer Kombination dialogorientierter ʴeteiligung mit direkter ʴeteiligung, das heißt mit 
Volksbegehren und Volksentscheid kommen. 

Die repräsentativen und direkten Formen der ʴeteiligung sind gesetzlich geregelt. ʳuf diese Formen 
der Beteiligung besteht ein gesetzlicher Anspruch. Die dialogorientierte Beteiligung, die zur informellen 
ʴeteiligung gehört, ist nicht gesetzlich geregelt. Es gibt also keinen gesetzlichen ʳnspruch auf diese 
ʴeteiligung. Sie ist aber eine sehr wichtige ɹ eteiligungsform. In der Praxis der räumlichen Stadtentwicklung 
in Berlin wurde und wird sie vielfach und mit verschiedenen Methoden eingesetzt, um mehr Beteiligung zu 
ermöglichen und zu gemeinwohlorientierten Lösungen zu kommen. Die Leitlinien beziehen sich auf diese 
Form der ʴeteiligung, die weiter gestärkt werden soll. Mit verschiedenen Methoden und Veranstaltungen, 
Dialogmöglichkeiten vor Ort und online, wird sie in Prozesse und Projekte der räumlichen Stadtentwicklung 
integriert. Zu den verschiedenen Methoden, die dabei verwendet werden können, gibt es in den Leitlinien 
kein Kapitel. Es liegen viele Quellen zu Methoden vor, wie zum Beispiel das „Handbuch zur Partizipation“ 
der Berliner Senatsverwaltung, auf das an dieser Stelle beispielhaft verwiesen wird. 
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Informelle Beteiligung kann verschiedene Stufen umfassen. Es gibt unterschiedliche Stufenmodelle, aber 
grundlegend führt die informelle ɹ eteiligung von der Stufe der Information über Mitwirkung (Konsultation) 
und Mitentscheidung (Kooperation) bis zur Entscheidung (Selbstverwaltung). Diese vier Stufen sind auch im 
„Handbuch zur Partizipation“ der Berliner Senatsverwaltung aufgeführt. Die Beteiligung von Bürgern und 
ʴürgerinnen sollte möglichst nicht auf die Stufe der Information, die als ʴasis jeder ʴeteiligung angesehen 
werden kann, beschränkt sein. Die Leitlinien beziehen sich deshalb vor allem auch auf die beiden mittleren 
Stufen: Es geht um die Mitwirkung von und Beratschlagung mit Bürgerinnen und Bürgern oder auch 
darum, dass sie an konkreten Projekten mit planen und gegebenenfalls über mögliche Lösungsvorschläge 
auch mit abstimmen können, also auch um eine Kooperation mit den ʴeteiligten.  

Leitlinien — Wichtiges für alle Grundsätze und Instrumente
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Grundsätze

1. Gut miteinander umgehen
Die Beteiligung soll neutral begleitet und moderiert werden, um den Positionen einzelner Personen oder 
Gruppen keinen Vorrang im Beteiligungsprozess zu geben. Das kann auch beinhalten, verschiedene Men-
schen und Personengruppen aktiv und direkt anzusprechen.

Grundsätzlich ist auf die Verwendung einer verständlichen Sprache zu achten. 

Im Rahmen eines Beteiligungsprozesses ist der Umgang miteinander so zu regeln, dass sich alle Beteiligten 
respektvoll und wertschätzend begegnen. Das bedeutet konkret, 

• Transparenz über Interessen, Rollen sowie Entscheidungskompetenzen herzustellen,

• Rahmenbedingungen für Beteiligung zu benennen,

• ehrlich zu sein,

• für unterschiedliche Meinungen Raum zu lassen und sie zu dokumentieren.

Einwände sind ein wichtiger ʴestandteil von ʴeteiligungsprozessen. Sie können sich auf Inhalte von 
Planungen, aber auch auf die ʴeteiligung bei der Planung beziehen. Einwände sollen dokumentiert 
werden, und es soll eine Stellungnahme der für die Planung verantwortlichen Verwaltung dazu geben. Für 
alle Beteiligten soll klar werden, wann und in welcher Form im Beteiligungsprozess diese Stellungnahme 
erfolgt. Dabei soll auch deutlich gemacht werden, welche Stelle letztlich über die Annahme oder Ablehnung 
der Einwände entscheidet.

Näheres ist im Kapitel des Instruments ʴeteiligungskonzept beschrieben. 

2. ʴürger und ʴürgerinnen in ʴeteiligungsprozessen stärken
Die Leitlinien sollen die Einbeziehung von Bürgerinnen und Bürgern und anderen Akteuren und Akteurin-
nen der Stadtgesellschaft erleichtern. Beteiligung ist auch eine Form von freiwilligem Engagement und 
politischer Teilhabe, die gefördert werden soll.

Dazu gehört auch die Stärkung und Einbindung von Menschen und Personengruppen, die sich nicht von 
sich aus beteiligen, damit sie ihre Interessen im ʴeteiligungsprozess vertreten können.

Eine ʳnlaufstelle für ʴeteiligung von ʴürgerinnen und ʴürgern an der Stadtentwicklung soll ermöglichen, 
dass sich die ʴerliner und ʴerlinerinnen zu geregelten Öfnungszeiten mit Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern auf die Beteiligung in Prozessen und Projekten des Landes vorbereiten und ihre Bedarfe, 
Empfehlungen, Ideen und Positionen einbringen können. Die ʴeteiligung wird auf ʳnregung von 
Politik, Verwaltung oder ʴürgern und ʴürgerinnen sowie ʳkteurinnen und ʳkteuren aus Wirtschaft und 
organisierter Zivilgesellschaft durchgeführt.

Die ʴürgerinnen und ʴürger sollen frühzeitig und über verschiedene Informationskanäle informiert 
werden, sodass sie ʴeteiligung auch anregen können, wenn diese nicht vorgesehen ist.

Näheres ist in den Kapiteln der Instrumente ʳnlaufstelle, ʳnregung von ʴeteiligung, Vorhabenliste und 
Beteiligungskonzept beschrieben. 

3. Entscheidungsspielräume festlegen und darin Ergebnisofenheit garantieren
Der Entscheidungsspielraum soll vor ʴeginn eines ʴeteiligungsprozesses ofengelegt und erläutert wer-
den. Innerhalb dieses Spielraums ist das Ergebnis eines ʴeteiligungsprozesses ofen.
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Die Stelle, die für einen Prozess oder ein Projekt verantwortlich ist, soll klar benennen und darstellen, zu 
welchen Punkten, zu welcher Zeit (ʳnfang und Ende) und auf welcher Ebene Einlussmöglichkeiten für 
die ʴürger und ʴürgerinnen bestehen. Des Weiteren sind bestehende Grenzen ofenzulegen und es soll 
deutlich gemacht werden, wer auf welcher Grundlage nach Abschluss der Beteiligung entscheidet. Dazu 
gehört auch, die angestrebten Ziele einer Planung und der ʴeteiligung zu kommunizieren und Varianten 
aufzuzeigen.

Näheres ist in den Kapiteln der Instrumente Vorhabenliste und ʴeteiligungskonzept beschrieben.

4. Frühzeitig informieren und einbeziehen
Die ʴeteiligung von ʴürgerinnen und ʴürgern an Prozessen und Projekten der räumlichen Stadtentwick-
lung soll frühzeitig beginnen. Frühzeitig bedeutet, dass Beteiligung bereits in der Phase der Analyse des 
Ortes und der Phase der Zielindung stattinden muss. Denn hier werden entscheidende Weichen für die 
Planung gestellt.

Zur frühzeitigen ʴeteiligung von ʴürgern und ʴürgerinnen gehört im Vorfeld auch eine frühzeitige 
Information über Stadtentwicklungsprojekte und ʴeteiligungsmöglichkeiten in einer Vorhabenliste. 

Es muss für die Bürgerinnen und Bürger genügend Zeit bestehen, sich sachkundig zu machen. Hierfür 
müssen ihnen die notwendigen Zugänge und eine unabhängige fachliche ʴeratung zur ʴeantwortung von 
Fragen zur Verfügung stehen.

Diese frühzeitigen Informationen sollen aktiv durch die Nutzung verschiedener Informationskanäle an die 
Bürger und Bürgerinnen herangetragen werden.

Näheres ist in den Kapiteln der Instrumente ʳnlaufstelle, Vorhabenliste und ʴeteiligungskonzept 
beschrieben.

5. Viele Verschiedene beteiligen
Die ʴeteiligung soll möglichst viele verschiedene ʴürgerinnen und ʴürger und Zielgruppen erreichen. Da-
bei ist besonders darauf zu achten, dass alle relevanten Altersgruppen berücksichtigt und aktiv und direkt 
angesprochen werden, um ihre Teilnahme im Beteiligungsprozess sicherzustellen. Es sollen auch diejeni-
gen Bürger und Bürgerinnen angesprochen werden, die sich selten beteiligen oder die indirekt von einer 
Planung betrofen sind. Dafür sollte der Zugang über quartiersnahe Organisationen genutzt werden, die 
diese Menschen erreichen oder deren Interessen aktiv im ʴeteiligungsprozess vertreten können.

ʳuch die privaten, öfentlichen und genossenschaftlichen Wohnungsunternehmen sollen zur ʴeteiligung 
von ʴürgerinnen und ʴürgern und zur ʳnwendung der Leitlinien motiviert werden. Die öfentlichen 
Projekte sollen und können hierfür beispielgebend sein.

ʴeteiligung ist für alle ʴürger und ʴürgerinnen ofen. ʳbhängig vom jeweiligen Prozess oder Projekt wird 
aber geklärt und im ʴeteiligungskonzept dargestellt, wer besonders betrofen und einzubeziehen ist.

Um möglichst viele und verschiedene ʴürgerinnen und ʴürger zu erreichen und für eine ʴeteiligung zu 
aktivieren, sollen eine zielgerichtete, niedrigschwellige, barrierefreie und speziische ʳnsprache, Öfent-
lichkeitsarbeit und aktive Werbung für ʴeteiligung erfolgen.

Nach Abschluss eines Beteiligungsprozesses ist die Vielfalt der Teilnehmer und Teilnehmerinnen zu 
dokumentieren.

Näheres ist im Kapitel des Instruments ʴeteiligungskonzept beschrieben.

Leitlinien — Grundsätze
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6. Für Information und Transparenz sorgen
Im Sinne einer ehrlichen und ofenen ʳuklärung und zur Schafung von Transparenz sollen bei Projekten 
der räumlichen Stadtentwicklung wichtige Informationen in einer Vorhabenliste veröfentlicht werden. 
Bei Beteiligungsprozessen sind zudem alle vorliegenden wichtigen Angaben zu Rahmenbedingungen und 
Auswirkungen auf bestehende Strukturen bekannt zu machen. 

Die Informationen sollen für die ʴevölkerung verständlich, zielgruppenbezogen und gut zugänglich über 
eine zentrale ʴeteiligungsplattform sowie auf herkömmlichen Kommunikationswegen (zum ʴeispiel Öf-
fentlichkeitsarbeit in Radio, Fernsehen, Zeitungen, Flyern) kontinuierlich bereitgestellt werden.

Näheres ist in den Kapiteln der Instrumente Vorhabenliste und ʴeteiligungskonzept beschrieben.

7. Verbindlich Rückmeldung zu den Ergebnissen der Beteiligung geben
Bürgerinnen und Bürger erwarten zu Recht, dass ihr Engagement und die Ergebnisse ihrer Beteiligung 
gewürdigt und berücksichtigt werden. Voraussetzung dafür ist, dass der Entscheidungsspielraum erläutert 
wird. Die ɹ eteiligung soll den Grundsätzen dieser Leitlinien und den Erwartungen der ɹ ürger und ɹ ürgerin-
nen an qualitätsvolle ʴeteiligung entsprechen.

Deshalb muss zu den Ergebnissen der Beteiligung und somit zu den Empfehlungen und Anforderungen 
der ʴürgerinnen und ʴürger verbindlich eine schriftliche Rückmeldung öfentlich erfolgen 
(„Rechenschaftsplicht“).

Die Rückmeldung über die Berücksichtigung der Ergebnisse ist transparent und nachvollziehbar zu 
formulieren.
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Es soll deutlich werden, wie die Empfehlungen der Bürger und Bürgerinnen in die Entscheidungen 
eingelossen sind. Wenn Empfehlungen nicht berücksichtigt wurden, soll dies begründet werden.

Näheres ist im Kapitel des Instruments ʴeteiligungskonzept beschrieben.

8. Ausreichend Budget und Ressourcen bereitstellen
Für die Vorbereitung, Durchführung und Bewertung der Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern bei 
Projekten der räumlichen Stadtentwicklung ist im Landeshaushalt frühzeitig ein ausreichendes ʴudget 
einzuplanen. Für die Instrumente Zentrale Anlaufstelle, Vorhabenliste und Beteiligungsbeirat sollen auf 
Vorlage des Senats durch das ʳbgeordnetenhaus von ʴerlin Sach- und Personalmittel in eigenen Titeln zur 
Erfüllung der Aufgaben bereitgestellt werden. Die bezirklichen Anlaufstellen erhalten ein eigenes Budget. 
In den Haushaltsansätzen für einzelne Prozesse und Projekte von Senat und ʴerliner ʴezirken sind jeweils 
die für einen ʴeteiligungsprozess erforderlichen Finanzmittel durch die Projektträger einzustellen.

Träger und Trägerinnen von privaten ʴauvorhaben sollen von Politik und Verwaltung angehalten werden, 
auch ein Budget für die Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern einzubringen, die über die gesetzlich 
vorgeschriebene Beteiligung hinausgeht. 

9. Leitlinien begleiten, bewerten und weiterentwickeln
Es soll ein ʴeteiligungsbeirat zur Umsetzung der Leitlinien geschafen werden. Er soll mit einer breiten 
Öfentlichkeit und Teilnehmern und Teilnehmerinnen von ɹ eteiligungsprozessen die Umsetzung und Wirk-
samkeit der Leitlinien diskutieren und Empfehlungen für Anpassungen formulieren.

Der Beteiligungsbeirat soll nach dem Vorbild des Arbeitsgremiums eingesetzt werden, das die Leitlinien für 
die Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern an der Stadtentwicklung erarbeitet hat. Aufgabe des Betei-
ligungsbeirats ist die Prüfung und Weiterentwicklung der Leitlinien sowie die Kontrolle ihrer Umsetzung. 
Auch hierfür sind entsprechende Haushaltsmittel fest einzuplanen.

Bei der Bewertung laufender und abgeschlossener Beteiligungsprozesse sind auch Erfahrungen mit der 
Beteiligung von Bürgern und Bürgerinnen aus dem Quartiersmanagement und aus anderen bürgernahen 
Prozessen und Programmen einzubeziehen.

Die ʴeteiligung ist in allen Projekten der räumlichen Stadtentwicklung zu dokumentieren und zu 
veröfentlichen. Das schaft eine Grundlage, um die Umsetzung der Leitlinien in der Praxis auszuwerten. 
Auf dieser Basis sollen die Leitlinien weiterentwickelt werden.

Näheres ist im Kapitel des Instruments ʴeteiligungsbeirat und im Kapitel zum Erarbeitungsprozess der 
Leitlinien beschrieben.

Leitlinien — Grundsätze
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Instrumente zur Umsetzung der Grundsätze 

Anlaufstelle
In Berlin wird auf Senatsebene eine zentrale Anlaufstelle für Beteiligung an Prozessen und Projekten der 
räumlichen Stadtentwicklung geschafen. Sie ist an zentraler Stelle in der Verwaltung mit ʳutonomie und 
Zugang zur Leitung der Senatsverwaltung angebunden. Die Hauptaufgabe dieser zentralen Anlaufstelle 
ist es, Bürgerinnen und Bürger, Verwaltung, Politik und weitere Akteure und Akteurinnen, zum Beispiel 
aus Wirtschaft, organisierter Zivilgesellschaft und Initiativen, durch Information, ʴeratung und ʴegleitung 
zum Thema ʴeteiligung bei Prozessen und Projekten der räumlichen Stadtentwicklung der betrefenden 
Senatsverwaltungen zu unterstützen. Die zentrale Anlaufstelle übernimmt für Bürgerinnen und Bürger 
eine Lotsenfunktion, um ihnen den Zugang zu Information und Mitwirkungsmöglichkeiten bei gesetzlich 
vorgeschriebenen und informellen ʴeteiligungsmöglichkeiten zu erleichtern. Sie übernimmt dabei keine 
Konliktlösungsfunktion, soll aber ein Ort sein, an dem Konlikte angesprochen werden können. ʴei ʴedarf 
unterstützt die ʳnlaufstelle die Lösung von Konlikten durch die Vermittlung von professionellen Konlikt-
vermittlern und Konliktvermittlerinnen. Die ʳnlaufstelle soll ihre ʳufgaben und ihr ʳngebot aktiv öfent-
lich bekannt machen und zur Beteiligung motivieren.

Die Struktur der zentralen Anlaufstelle soll zu einem Teil aus Verwaltung und zu einem anderen Teil 
aus einem freien, gemeinnützigen Träger der Zivilgesellschaft gebildet werden. Diese Struktur soll die 
neutrale Haltung der ʳnlaufstelle als ʳnwältin beziehungsweise ʳnwalt von ʴeteiligung ermöglichen und 
einen niedrigschwelligen Zugang zu Beteiligung sicherstellen. Alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 
ʳnlaufstelle sollten auch über eine allgemeine Expertise für die ʴeteiligung von Kindern und Jugendlichen 
verfügen. In konkreten Fällen werden externe Experten und Expertinnen der Einrichtungen der Kinder- und 
Jugendbeteiligung einbezogen.

Während beide Teile der ʳnlaufstelle ihr Vorgehen stets abstimmen und somit gemeinsam für gute 
ʴeteiligung sorgen, ist der zivilgesellschaftliche Träger vorrangig Kontaktstelle für Initiativen und Gruppen 
der Zivilgesellschaft, da er zu diesen oft einen leichteren Zugang hat als die Verwaltung. Die Verantwortung 
für einzelne ʴeteiligungsprozesse bleibt jedoch bei den jeweils zuständigen Fachämtern der Verwaltung. 
Die ʳnlaufstelle soll aber für die Fachämter, für ʴürgerinnen und ʴürger und für weitere ʳkteure und 
ʳkteurinnen, zum ʴeispiel aus Wirtschaft, organisierter Zivilgesellschaft, Initiativen und Politik, die 
Kontaktstelle für das Thema Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern bei Prozessen und Projekten der 
räumlichen Stadtentwicklung auf Senatsebene sein.
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Die allgemeinen Aufgaben der zentralen Anlaufstelle sind:

Lotsenfunktion
• Information über Beteiligungsprozesse in Projekten der Senatsverwaltungen, für die laut Vorhabenliste 

Beteiligung vorgesehen ist oder bereits begonnen hat.

• Information, Beratung und Begleitung von Bürgern und Bürgerinnen bei der Anregung von Beteiligung 
für Projekte, bei denen laut Vorhabenliste Beteiligung nicht vorgesehen ist. 

• Informationen zu Ergebnissen und ʳusgang von ʴeteiligungsprozessen. Die Rechenschaftsplicht soll 
jedoch bei den zuständigen Fachämtern und Entscheidungsträgern liegen. 

• Fachlichkeit verständlich machen: Um möglichst viele zu erreichen, wird von der ʳnlaufstelle darauf 
geachtet, dass in der Vorhabenliste, in Beteiligungskonzepten und in Beteiligungsprozessen fachliche 
Zusammenhänge allgemeinverständlich dargestellt werden.

• Vermittlung von Ansprechpersonen für laufende Beteiligungsprozesse aus Verwaltung, Politik und 
beauftragten Dienstleistern. Die Anlaufstelle gibt Unterstützung, sodass Bürgerinnen und Bürger sich 
einbringen können.

• Öfentlichkeitsarbeit für das ʳngebot der ʳnlaufstelle, damit es in der ʴevölkerung bekannt wird.

• Motivieren von Bürgern und Bürgerinnen zur Beteiligung. 

Beratung und Weiterbildung
• ʴeratung der Fachämter bei der Erstellung von Vorhabenbeschreibungen für die Vorhabenliste.

• ʴeratung zu ʴeteiligungsprozessen auf ʳnfrage von Fachämtern, ʴürgerinnen und ʴürgern oder 
weiteren ʳkteuren aus Wirtschaft und organisierter Zivilgesellschaft.  

• ʴeratung der Fachämter bei der Erarbeitung von ʴeteiligungskonzepten für Stadtentwicklungsprojekte 
des Landes. 

• ʴereitstellung einer Kontaktliste für die Durchführung von ʴeteiligung (insbesondere auch für Kinder- 
und Jugendbeteiligung) und Konliktvermittlung.

• Organisation von Weiterbildungen für Zivilgesellschaft, Verwaltung und Politik zu Inhalten der 
Leitlinien für ʴeteiligung von ʴürgern und ʴürgerinnen an der räumlichen Stadtentwicklung. Hierzu 
gehören auch Informationsveranstaltungen, die in verschiedenen Sprachen angeboten werden.

Unterstützung von Selbstorganisation
Die Anlaufstelle unterstützt Bürgerinnen und Bürger dabei, sich auf Basis demokratischer Grundregeln 
und der Leitlinien für die ɹ eteiligung von ɹ ürgerinnen und ɹ ürgern an Prozessen und Projekten der räumli-
chen Stadtentwicklung in Gruppen selbst zu organisieren und einzubringen. Hierzu bietet die Anlaufstelle:

• ʴeratung von lokalen Gruppen zur Klärung von Zielen und ʳnliegen,

• speziische Weiterbildungen zum ʴeispiel in Moderation, Kampagnenplanung, Mitteleinwerbung,

• ʴereitstellen von Leitfäden und Informationsmaterial, das für Selbstorganisation hilfreich ist,

• ʴereitstellen einer Liste von Räumlichkeiten für Trefen in Nachbarschaftshäusern und anderen 
Einrichtungen. Im Rahmen der Möglichkeiten werden ʴürgerinnen und ʴürgern für kleinere Trefen die 
eigenen Räumlichkeiten zur Verfügung gestellt. Diese Trefen müssen einen ʴezug zu einem laufenden 
oder zukünftigen Beteiligungsprozess haben.

Leitlinien — Instrumente zur Umsetzung der Grundsätze



Kooperationen und Weiterentwicklung der Leitlinien
• Begleitung des Beteiligungsbeirats

• ʴegleitung der Weiterentwicklung der Leitlinien. Hierbei werden nicht nur Experten und Expertinnen 
eingebunden, sondern auch Bürgerinnen und Bürger in geeigneten Formaten.

• Kommunikation und Kooperation mit bezirklichen Anlaufstellen für Beteiligung zu Projekten der Se-
natsverwaltungen 

• Zusammenarbeit mit der Koordinationsstelle der Senatskanzlei für die Berliner Beteiligungsplattform 
meinBerlin zum Thema Vorhabenliste

Die ʴerliner ʴezirke sollen eigene ʳnlaufstellen für ʴeteiligung oder vergleichbare Einrichtungen schafen. 
In deren Ausgestaltung sind sie frei.

Das Land Berlin wird die Einrichtung bezirklicher Anlaufstellen unterstützen. Zu folgenden Punkten soll 
eine Zusammenarbeit der zentralen Anlaufstelle mit bestehenden oder noch entstehenden bezirklichen 
ʳnlaufstellen stattinden: 

• Informationen zur Vorhabenliste

• Beratung von Bürgern und Bürgerinnen, wie sie sich anhand der Vorhabenliste über vorgesehene oder 
bereits laufende Stadtentwicklungsprojekte und Beteiligungsprozesse der Senatsverwaltungen und der 
ʴezirke informieren können.

• Information und ʴeratung sowie die Möglichkeit der ʳnregung von ʴeteiligung zu Projekten der Se-
natsverwaltungen und der Bezirke 

• Vermittlung von ʳnsprechpersonen zu ʴeteiligung und Vorhabenlisten auf Landes- und ʴezirksebene 

• ʳustausch und Zusammenarbeit für den ʴereich Kinder- und Jugendbeteiligung
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Vorhabenliste
Durch die Vorhabenliste werden die ɹ ürgerinnen und ɹ ürger frühzeitig und verständlich über laufende und 
zukünftige Prozesse und Projekte der räumlichen Stadtentwicklung der Senatsverwaltungen informiert. 
Sie ist damit ein wichtiges Element für die Herstellung von Transparenz. Die Vorhabenliste wird ofen sein, 
um auch Projekte der ʴezirke und privater ʴauträger mit aufzuführen.

Die Vorhabenliste wird zentral geführt. Die zuständigen Fachabteilungen der Senatsverwaltungen und 
gegebenenfalls die Bezirke leiten ihre Vorhabenbeschreibungen an diese zentrale Stelle weiter und 
sind auch dafür verantwortlich, die ʳngaben in der Vorhabenbeschreibung regelmäßig zu aktualisieren 
beziehungsweise die Aktualisierung an diese zentrale Stelle weiterzuleiten.

Die zuständigen Fachabteilungen können sich bei der Erstellung ihrer Vorhabenbeschreibung durch die 
zentrale Anlaufstelle beraten lassen.

In der Vorhabenliste werden alle Projekte der Senatsverwaltungen aufgeführt, die eines oder mehrere der 
folgenden Kriterien erfüllen:

• Bürgerbeteiligung ist gesetzlich vorgeschrieben.

• Bürger und Bürgerinnen haben Interesse an einem Projekt. Dabei soll das gemeinwohlorientierte 
Interesse an dem Projekt im Vordergrund stehen.

• Symbolcharakter des Projekts für die gesamte Stadt oder einen Bezirk.

• Hoher öfentlicher Finanzaufwand, mindestens EU-Schwellenwert (derzeit: 5.548.000 € zzgl. MwSt. bei 
ʴauaufträgen).

• Wesentlicher Eingrif in die Umwelt, die soziale, grüne, verkehrliche und stadttechnische Infrastruktur 
und die Wohnsituation von Menschen.

• Abgabe von Grundstücken des Landes Berlin.

In der digitalen Version der Vorhabenliste auf der ʴerliner ʴeteiligungsplattform ist es möglich, 
fehlende Projekte zu ergänzen. Fehlende Projekte werden von der zentralen Stelle gesammelt und an 
die zuständigen ʳbteilungen der ʴezirke oder Senatsverwaltungen zur Prüfung weitergeleitet. ʴei einer 
positiven Prüfung werden sie in die Vorhabenliste aufgenommen. Bei einer negativen Prüfung wird eine 
begründete Ablehnung verfasst.

Projekte der Bezirke, die über eigene Vorhabenlisten verfügen, sollen entsprechend den dort geltenden 
Kriterien aufgenommen werden.

Die Informationen sollen verständlich formuliert sein und ʳuskunft zu folgenden Punkten geben: 

• Titel des Projekts

• Ziel des Projekts

• Inhaltliche Eckpunkte des Projekts

• Lage des Projekts

• Geplanter Umsetzungszeitraum

• Geplante Kosten des Projekts

• Zuständige Stelle – Kontakt

• ʴeschreibung möglicher Planungsvarianten (falls vorhanden)

Leitlinien — Instrumente zur Umsetzung der Grundsätze



28

• ʳngaben zu ʴauherren (falls vorhanden)

• Download-Möglichkeit für weitere Informationen zum Projekt (falls vorhanden)

• Wenn ʴürgerbeteiligung vorgesehen ist, dann ist der ʴeginn der ʴeteiligung anzugeben und das 
ʴeteiligungskonzept, in dem der Gegenstand der ʴeteiligung, die Entscheidungsspielräume und der 
Umgang mit den Ergebnissen beschrieben sind, als Download oder Link zu hinterlegen (s. Instrument 
ʴeteiligungskonzept).

• Wenn ʴürgerbeteiligung nicht vorgesehen ist, dann ist zu begründen, warum sie nicht vorgesehen ist.

• Wenn ʴürgerbeteiligung nicht vorgesehen ist, dann ist zu vermerken, ob ein ʳntrag gestellt wurde, 
für das Vorhaben Beteiligung durchzuführen (Beteiligungsantrag – siehe Instrument Anregung von 
ʴeteiligung).

Die Vorhabenliste wird der Öfentlichkeit über verschiedene Kommunikationskanäle zur Verfügung 
gestellt. Dazu gehören die digitale Veröfentlichung auf der ʴerliner ʴeteiligungsplattform und die 
Veröfentlichung einer Druckfassung, die als Loseblattsammlung regelmäßig aktualisiert wird. Die 
Loseblattsammlung liegt in der zentralen ʳnlaufstelle und den bezirklichen ʳnlaufstellen aus. Zusätzlich 
wird eine Zusammenfassung der Vorhabenliste erstellt, die jährlich erscheint. Die Zusammenfassung ist 
auch in den ʴezirksämtern erhältlich.

Anregung von Beteiligung
Für Projekte, die für die Bürgerinnen und Bürger von besonderer Bedeutung sind, für wegweisende Zu-
kunftsplanungen oder bei großen gesamtstädtischen Planungen soll die Verwaltung von sich aus ʴeteili-
gung vorsehen und im Budget entsprechend einplanen.

Für Projekte der räumlichen Stadtentwicklung, für die in der Vorhabenliste von der Verwaltung bisher keine 
ʴeteiligung vorgesehen ist, können ʴürger und ʴürgerinnen ʴeteiligung anregen. Dies trift auf Projekte 
im Zuständigkeitsbereich einer Senatsverwaltung zu und kann auch für Projekte im Zuständigkeitsbereich 
eines Bezirks gelten.

ʴeteiligung kann für Projekte ohne gesetzlich vorgeschriebene ʴeteiligung angeregt werden. Des Weiteren 
ist es möglich, ergänzend zur gesetzlich vorgeschriebenen ʴeteiligung (zum ʴeispiel § 3 ʴaugesetzbuch 
oder im Rahmen von Planfeststellungsverfahren) eine zusätzliche ʴeteiligung anzuregen.

Formlose Anregung von Beteiligung
Grundsätzlich können ʳnregungen von ʴeteiligung formlos direkt an die Verwaltung (zuständiges Ressort 
beziehungsweise Fachamt oder die ʳnlaufstellen) herangetragen werden. Diese Möglichkeit haben neben 
Bürgerinnen und Bürgern auch weitere Akteure und Akteurinnen, zum Beispiel aus organisierter Zivilge-
sellschaft und Initiativen. ʴei ʳblehnung einer formlosen ʳnregung besteht die Möglichkeit der ʳnregung 
über einen Beteiligungsantrag.

Anregung von Beteiligung und Entscheidung über einen Beteiligungsantrag
Der Beteiligungsantrag wird als Formblatt von den Anlaufstellen zur Verfügung gestellt. Sie beraten die 
ʳntragstellenden bei der ʴearbeitung. Zusätzlich informieren die ʳnlaufstellen über bereits laufende ʴe-
teiligungsanträge, da für jedes Projekt nur ein ʴeteiligungsantrag zur Entscheidung eingereicht werden 
kann. Diese Informationen sind auch in der Vorhabenliste zu inden.
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Die Einreichung des Beteiligungsantrags bei der Anlaufstelle muss folgende Kriterien erfüllen:

• Name des Projekts, zu dem ʴeteiligung stattinden soll,

• ʳntragstellerin beziehungsweise ʳntragsteller mit persönlichen Kontaktdaten, 

• Begründung und Ziel der Beteiligung.

ʴei Projekten der Senatsverwaltungen wird der ʴeteiligungsantrag von der zuständigen Senatorin 
beziehungsweise dem zuständigen Senator entschieden, bei Projekten der ʴezirke von der zuständigen 
Stadträtin beziehungsweise dem zuständigen Stadtrat. 

Anregung von und Entscheidung über Beteiligung für Projekte der Senatsverwaltungen 
Mit der Einreichung des ausgefüllten ʴeteiligungsantrags bei der ʳnlaufstelle können alle ʴürgerinnen 
und Bürger und weitere Akteure und Akteurinnen, zum Beispiel aus organisierter Zivilgesellschaft und Ini-
tiativen, eine ʴeteiligung an Projekten der ʴerliner Senatsverwaltungen anregen. ʳuch Kinder und Jugend-
liche sind selbst oder über Vertreterinnen und Vertreter von Kinder- und Jugendfreizeiteinrichtungen oder 
Kinder- und Jugendparlamenten oder andere kommunale Kinderinteressenvertretungen zur ʳnregung 
von ʴeteiligung berechtigt. Der ʴeteiligungsantrag wird von der zentralen ʳnlaufstelle an die zuständige 
Senatorin beziehungsweise den zuständigen Senator weitergeleitet. Eine Entscheidung zum ʳntrag wird 
innerhalb eines Monats getrofen.

• Wird von der zuständigen Senatorin beziehungsweise dem zuständigen Senator die ʳnregung 
befürwortet, wird ein ʴeteiligungsprozess gemäß den Leitlinien durchgeführt.

• Wird die ʳnregung auf ʴeteiligung von der zuständigen Senatorin beziehungsweise dem zuständigen 
Senator abgelehnt, ist dies schriftlich zu begründen. 

Ungeachtet dieser Leitlinien besteht über das Instrument der Einwohnerinitiative (Art. 61, Verfassung 
ʴerlin) beziehungsweise über den r ntrag auf Volksbegehren (ʳrt. 62, Verfassung ɹ erlin) die Möglichkeit, mit 
20.000 Unterschriften von Unterstützern und Unterstützerinnen das Anliegen an das Abgeordnetenhaus 
zur Beratung zu richten beziehungsweise die Einleitung eines Volksbegehrens (Artikel 62, Verfassung 
ʴerlin) zu beantragen. 
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Anregung von und Entscheidung über Beteiligung für Projekte der Bezirke
Für die ʳnregung von ʴeteiligung im Zuständigkeitsbereich der ʴezirke wird eine einheitliche Regelung 
vorgeschlagen, um auch in den Bezirken für alle Berlinerinnen und Berliner vergleichbare und transparente 
Kriterien und Ablaufverfahren zur Anregung von Beteiligung zu erhalten. Über Bezirke, deren Kriterien und 
Ablaufverfahren gegebenenfalls von den vorliegenden Leitlinien abweichen, informieren die Anlaufstellen.

Für Projekte im Zuständigkeitsbereich der ʴezirke wird folgendes Musterverfahren zur ʳnregung von und 
Entscheidung über die Beteiligung von Bürgern und Bürgerinnen vorgeschlagen:

Mit der Einreichung des ausgefüllten ʴeteiligungsantrags bei der ʳnlaufstelle können alle ʴürgerinnen und 
Bürger und Akteure und Akteurinnen, zum Beispiel aus organisierter Zivilgesellschaft und Initiativen, eine 
ʴeteiligung an Projekten der ʴezirke anregen. ʳuch Kinder und Jugendliche sind selbst oder über Vertre-
terinnen und Vertreter von Kinder- und Jugendfreizeiteinrichtungen oder Kinder- und Jugendparlamenten 
oder andere kommunale Kinderinteressenvertretungen zur Anregung von Beteiligung berechtigt. Der Be-
teiligungsantrag wird von der bezirklichen ʳnlaufstelle an die zuständige Stadträtin beziehungsweise den 
zuständigen Stadtrat weitergeleitet. Eine Entscheidung zum ʳntrag wird innerhalb eines Monats getrofen.

• Wird die ʳnregung von ʴeteiligung befürwortet, wird ein ʴeteiligungsprozess gemäß den Leitlinien 
durchgeführt. 

• Wird die ʳnregung auf ʴeteiligung von der zuständigen Stadträtin beziehungsweise dem zuständigen 
Stadtrat abgelehnt, ist dies schriftlich zu begründen. 

Ungeachtet dieser Leitlinien besteht über das Instrument des Einwohnerantrags (§ 44 ʴezirksverwal- 
tungsgesetz) die Möglichkeit, einen ʴeteiligungsantrag auch in der ʴezirksverordnetenversammlung 
zur Entscheidung zu bringen. Empfehlungen mit den Unterschriften von mindestens 1.000 Bürgern und 
ʴürgerinnen des ʴezirks werden unverzüglich, spätestens jedoch innerhalb von zwei Monaten nach 
Eingang des Antrags von der BVV entschieden.

Keine Einschränkung des Entscheidungsspielraums einer Beteiligung  
während des Antragsverfahrens
Solange über den Beteiligungsantrag nicht entschieden wurde, dürfen im jeweiligen Projekt keine Be-
schlüsse gefasst werden, die den Entscheidungsspielraum einer etwaigen Beteiligung einengen. Dies gilt 
nur, solange andere gesetzliche Regelungen dem nicht entgegenstehen.
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Beteiligungskonzept
Das ʴeteiligungskonzept stellt die Grundlage für die Gestaltung und Vorgehensweise des ʴeteiligungs- 
prozesses dar und ist für alle Akteurinnen und Akteure verbindlich.

Die Verantwortung für die Erstellung und Umsetzung eines Beteiligungskonzepts liegt bei der für das 
Projekt zuständigen Verwaltung. Der Entwurf des ʴeteiligungskonzepts ist zu ʴeginn des ʴeteiligungs-
prozesses den ʴürgern und ʴürgerinnen vorzustellen und zeitnah zu veröfentlichen. ʴei Projekten von 
zentraler Bedeutung ist das Beteiligungskonzept mit einem projektbegleitenden Gremium partizipativ zu 
erarbeiten. Das Gremium ist aus Personen zusammengesetzt, die die unterschiedlichen Interessenlagen 
des Projektes vertreten.

Falls während des Planungsprozesses neue Erkenntnisse oder veränderte Rahmenbedingungen auf- 
treten, sind Anpassungen am Beteiligungskonzept in Abstimmung mit den Akteurinnen und Akteuren 
beziehungsweise dem projektbegleitenden Gremium möglich. 

Für jedes Projekt wird ein individuelles Beteiligungskonzept erstellt. Der Umfang des Beteiligungskonzepts 
soll an die Größe des Projekts angepasst sein. Ein ʴeteiligungskonzept umfasst ʳussagen zu folgenden 
Punkten:

• Ziele des Beteiligungsprozesses

• Partizipationsstufe der ʴeteiligung (Information, Mitwirkung, Mitentscheidung, Entscheidung)

• Kurzbeschreibung des Projekts und der Entscheidungsspielräume:

- Welche Teile des Projekts sind Gegenstand der ʴeteiligung und können durch ʴeteiligung beeinlusst 
werden?

- ʳus welchen Gründen sind Teile des Projekts nicht Gegenstand von ʴeteiligung?

- Wie sollen die Ergebnisse der ʴeteiligung in das Projekt einließen?

- Wer entscheidet, was von den Ergebnissen der ʴeteiligung aufgenommen wird?

- Wer ist rechenschaftsplichtig darüber, warum welche Ergebnisse berücksichtigt beziehungsweise 
nicht berücksichtigt wurden?
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• Angaben zu rechtlichen und technischen Rahmenbedingungen und Auswirkungen  
auf bestehende Strukturen 

• Zielgruppen und die ʳrt ihrer ʳnsprache (zum ʴeispiel aufsuchende ʴeteiligung) 

• Öfentlichkeitsarbeit, die für den ʴeteiligungsprozess vorgesehen ist

• Zeit- und ʳblaufschema des Planungs- und ʴeteiligungsprozesses  
(Darstellung der Phasen von Planung, ʴeteiligung und Entscheidung)

• für den Beteiligungsprozess zur Verfügung stehende Ressourcen

• Umgang mit selbstorganisierter Beteiligung

• Rollen- und Zuständigkeitsverteilung der ʳkteure und ʳkteurinnen

• ʴeteiligungsmethoden und mögliche Varianten  
(als Grundlage können auch erprobte Konzepte angewendet werden) 

• Verhältnis von Online-ʴeteiligung und ʴeteiligung vor Ort

• Form der Dokumentation der Ergebnisse der Beteiligung und wie sie zur Verfügung gestellt wird 

• Form der ʴegründung, wenn Empfehlungen und Wünsche der ʴürgerinnen und ʴürger bei der späteren 
Umsetzungen nicht berücksichtigt werden, und wie sie zur Verfügung gestellt wird

• bei Projekten von zentraler Bedeutung: Methode zur Bewertung des Beteiligungsprozesses

Beteiligungsbeirat
Der Beirat soll sich als Gremium fortlaufend über die Erfahrungen mit der Umsetzung der Leitlinien aus-
tauschen, bei Bedarf Empfehlungen zur Beteiligung bei geplanten oder laufenden Projekten geben und 
die Weiterentwicklung der Leitlinien begleitend beraten. Im Zusammenwirken mit der ʳnlaufstelle setzt 
sich der ʴeirat damit für die praktische ʳnwendung der Grundsätze und Instrumente bei Prozessen und 
Projekten der räumlichen Stadtentwicklung ein.

Zusammensetzung
Die Zusammensetzung des ʴeirats soll verschiedene Perspektiven zu Projekten und Prozessen der räum-
lichen Stadtentwicklung berücksichtigen. Gleichzeitig soll er mit der Anzahl seiner Mitglieder als Gremium 
arbeitsfähig sein. Es wird daher eine Größe von 24 Personen vorgesehen.

Für die Zusammensetzung des Beirats wird vorgeschlagen: 

• Sechs Mitglieder werden aus der Verwaltung besetzt, das heißt aus Senatskanzlei, zuständigen Senats-
verwaltungen aus den Bereichen Stadtentwicklung, Verkehr und Freiraumplanung und aus Bezirken. 
Die Mitglieder aus den ʴezirken sollen mindestens Stadträte oder Stadträtinnen sein. Sie werden vom 
Rat der Bürgermeister benannt. 

• Vier Mitglieder sollen durch Mandatsträger und Mandatsträgerinnen der verschiedenen Fraktionen des 
Berliner Abgeordnetenhauses besetzt werden. Diese Mitglieder entsendet das Abgeordnetenhaus.

• ʳuf acht Sitze im ʴeirat können sich, nach breiter öfentlicher ʴekanntmachung, ʴürgerinnen und 
Bürger bewerben. Aus den Bewerbern und Bewerberinnen wird eine quotierte Zufallsauswahl, 
mindestens nach den Kriterien Geschlecht, ʳlter, verschiedene Wohnbezirke und erste Erfahrung 



mit ʴeteiligung (gegebenenfalls weitere Kriterien) vorgenommen. Dabei soll die Quotierung nach 
Alter breit gestreut sein, sodass auch junge Bürgerinnen und Bürger im Beteiligungsbeirat vertreten 
sind. Für die Bürger und Bürgerinnen handelt es sich bei der Mitgliedschaft im Beteiligungsbeirat um 
ehrenamtliches Engagement, für das sie eine ʳufwandsentschädigung erhalten sollen.

• Sechs Plätze im ʴeirat sind für aktive Initiativen, Vereine und Verbände reserviert, die im ʴereich 
der Stadtentwicklung tätig sind. Dabei soll aus den verschiedenen Clustern „Wirtschaft“, „Soziales“, 
„Organisierte Zivilgesellschaft“, „Umwelt“, „Menschen mit ʴehinderung“ und „Organisation von 
Migrantinnen und Migranten“ jeweils eine Vertreterin beziehungsweise ein Vertreter einen Sitz im 
ʴeirat erhalten. Interessierte Organisationen können sich für einen Sitz im ʴeirat bewerben. ʴei mehr 
als sechs ʴewerbungen beziehungsweise mehreren ʴewerbungen aus einzelnen Clustern indet eine 
Zufallsauswahl statt.

Darüber hinaus nehmen an den Sitzungen (ohne Stimmrecht) Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der  
Anlaufstelle für Beteiligung teil.

Für alle Personen, die Mitglieder des Beirats sind, sollen Stellvertreterinnen und Stellvertreter benannt 
werden.

Eine Wiederberufung von Mitgliedern soll möglich sein (zur Dauer der ʳmtszeit s. u. bei ʳrbeitsweise). 
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Aufgaben
• Beratung über entstehende Fragen bei der Umsetzung der Leitlinien

• ʴeratung und Entwicklung von Lösungsvorschlägen für Fragen, die im Zusammenhang mit der Vorha-
benliste entstehen (zum ʴeispiel Kriterien für die ʳufnahme von Projekten in die Liste und Verständ-
lichkeit der ʴeschreibungen)

• ʴei ausgewählten Fällen kann sich der ʴeirat näher mit der ʴeteiligung in einzelnen Projekten 
beschäftigen und Vorschläge zur ʳusgestaltung des ʴeteiligungskonzepts machen.

• In regelmäßigen ʳbständen soll unter Mitwirkung des ʴeirates und der Öfentlichkeit eine ʴilanz 
über die Umsetzung der Leitlinien gezogen werden. Dies soll durch externe Experten und Expertinnen 
erfolgen. Der ʴeirat erarbeitet auf dieser Grundlage Empfehlungen für die Weiterentwicklung der 
Leitlinien.

Arbeitsweise
• Der ʴeirat gibt sich eine Geschäftsordnung, die nähere Details der nachfolgenden Punkte und gegebe-

nenfalls weitere Punkte regeln soll.

• Der ʴeirat wird durch die Senatskanzlei und die für Stadtentwicklung zuständige Senatsverwaltung 
berufen. 

• Der Beirat kann für die eigene Koordination Sprecherinnen und Sprecher beziehungsweise ein Team 
wählen. 

• Die ʳrbeitstrefen des ʴeirates inden in einem regelmäßigen Rhythmus (zum ʴeispiel einmal im 
Quartal) statt. ʴei ʴedarf können außerordentliche Sitzungen einberufen werden. 

• Der ʴeirat kann ʴeschlüsse fassen, die einen empfehlenden Charakter haben. Dabei wird eine einver-
nehmliche Einigung angestrebt. Ist dies nicht möglich, gilt das Prinzip der einfachen Mehrheit.

• Die Anlaufstelle für Beteiligung begleitet die Sitzungen des Beirates (Vorbereitung Tagesordnung, 
Protokoll), sorgt für den Informationsluss zu den Stellen, die für die verschiedenen Instrumente 
zuständig sind, und damit auch für die Weiterleitung der Ergebnisse. 

• Die Protokolle des ʴeirates sind öfentlich zugänglich.

• Die Amtszeit soll sich an der Dauer einer Legislaturperiode orientieren. Die Mitglieder aus Politik und 
Verwaltung sollen zu Beginn der Legislaturperiode benannt werden. Die Mitglieder aus der Bürger-
schaft und aus den Interessenvertretungen sollen zur Mitte der Legislaturperiode ausgewählt werden. 
ʳuf diese Weise wird sichergestellt, dass der ʴeteiligungsbeirat sich sowohl aus bereits erfahrenen als 
auch aus neuen Mitgliedern zusammensetzt, die voneinander lernen können. 

• In der Regel sind die Sitzungen des ʴeirats öfentlich. Der ʴeirat hat aber auch die Möglichkeit, nicht 
öfentlich zu tagen.





#GemeinsamStadtmachen 

Weitere Informationen und Download des 
ausführlichen Leitlinienentwurfs unter:
 leitlinien-beteiligung.berlin.de 
 stadtentwicklung.berlin.de/leitlinien

Herausgeberin:  
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen 
Kommunikation und Bürgerbeteiligung 
Württembergische Str. 6 
10707 Berlin

Text der Leitlinien: 
Arbeitsgremium für die Erarbeitung der Leitlinien 

Layout: 
MediaCompany – ʳgentur für Kommunikation GmbH 
Wilhelmine-Gemberg-Weg 6, ʳufgang D 
10179 Berlin

Textredaktion: 
nexus Institut GmbH 
Willdenowstraße 38 
12203 Berlin

Planergemeinschaft für Stadt und Raum eG 
Lietzenburger Straße 44 
10789 Berlin

Fotonachweis: 
© Ralf Rühmeier (S. 15, S. 20, S. 29) 
© Sven Diedrich (S. 33)  
© Christof Rieken (alle weiteren Fotos)

ʴerlin, Juli 2019


	01 VzK
	02_Endf.Anlage_Beteiligung räumlilche Stadtentwicklung
	Entstehung der Leitlinien
	Politische Grundlagen
	Ziele der Leitlinien
	Erarbeitungsprozess der Leitlinien
	Arbeitsgremium
	Bildung des Arbeitsgremiums
	Beteiligte im Arbeitsgremium
	Arbeitsweise
	Rolle der Verwaltung
	Arbeitsthemen in den Sitzungen
	Öffentliche Werkstätten und Online-Dialoge
	Zielgruppenwerkstätten und fachliche Stellungnahmen
	Abschlusssitzungen des Arbeitsgremiums
	Ergebnisse: Allgemeine Darstellung
	Präambel und Einleitungstext
	Grundsätze
	Instrumente
	Anlaufstellen für Beteiligung
	Vorhabenliste
	Ausblick
	Leitlinien
	Wichtiges für alle Grundsätze  und Instrumente
	Verbindlichkeit
	Barrierefreiheit
	Interkulturelle Kommunikation
	Kinder- und Jugendbeteiligung
	Verschiedene Formen und Stufen von Beteiligung
	Grundsätze
	Gut miteinander umgehen
	Bürger und Bürgerinnen in Beteiligungsprozessen stärken
	Entscheidungsspielräume festlegen und darin Ergebnisoffenheit garantieren
	Frühzeitig informieren und einbeziehen
	Viele Verschiedene beteiligen
	Für Information und Transparenz sorgen
	Verbindlich Rückmeldung zu den Ergebnissen der Beteiligung geben
	Ausreichend Budget und Ressourcen bereitstellen
	Leitlinien begleiten, bewerten und weiterentwickeln
	Instrumente zur Umsetzung  der Grundsätze
	Anlaufstelle
	Lotsenfunktion
	Beratung und Weiterbildung
	Unterstützung von Selbstorganisation
	Kooperationen und Weiterentwicklung der Leitlinien
	Vorhabenliste
	Anregung von Beteiligung
	Formlose Anregung von Beteiligung
	Anregung und Entscheidung von Beteiligung über einen Beteiligungsantrag
	Anregung von und Entscheidung über Beteiligung für Projekte der Bezirke
	Keine Einschränkung des Entscheidungsspielraums einer Beteiligung  während des Antragsverfahrens
	Beteiligungskonzept
	Beteiligungsbeirat
	Zusammensetzung
	Aufgaben
	Arbeitsweise


